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Der Parteiausſchuß der ſozial-
demokratiſchen Partei

faßte g ſtern einſtimmig folgenden Beſchluß:
Für die politiſche Gleichberechtigung aller

Volksgenoſſen hat die deutſche Sozialdemokratie ſeit
einem halben Jahrhundert gekämpft. Sie erblickt in dem
gleichen Wahlrecht aller Männer und Frauen, getren
der ſeit jeher vertretenen Auffaſſung, die wichtigſte
politiſche Errungenſchaft der Revolution
und zugleich das Mittel, die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsord-
nung nach dem Willen des Volkes in planmäßſziger Arbeit zur

ſozialiſtiſchen umzuwandeln.
Jndem die Partei ihre Entſchloſſenheit ausſpricht, die

Errungenſchaften der Revolution gegen alle gegenrevolutiv-
nären Beſtrebungen bis aufs letzte zuverteidigen, wendet
ſie ſich zugleich gegen alle, die dem deutſchen Volk das
Selbſtbeſtimmungsrecht vorenthalten vollen,
a es auch unter dem Vorwand, es durch die Diktatur gegen
einen eigenen Willen beglücken zu können. Die ſozial-
demokratiſche Partei fordert die ſchleu-
nigſte Einberufung der Nationalverſamm-
lung. Sie iſt jeden Tag bereit, dem Volke über ihre bis-
herige Tätigkeit Rechenſchaft zu geben und erwartet mit Zu
verſicht ſein Urteil.

Der Vorwärts ſchreibt: Kann man ſich etwas Komiſcheres
vorſtellen, als einen Revolutionär, der Furcht vor dem Volke
hat? Unſere Berliner Bolſchewiſten ſind noch lange nicht
die Herren von Deutſchland, aber ſie haben fetzt ſchon vor dem
Volke gräßliche Angſt. Dieſe Tapferen fürchten ſich vor den
Wahlen, wie die Katze vor dem Waſſer. Die Nationalver-
ſammlung iſt keine Frage, ſondern eine Selbſtver-
ſtändlichkeit, und die Wahlen zu ihr dürfen keinen Tag
länger hinausgeſchoben werden als zur Ueberwindung der
techniſchen Schwierigkeiten nötig iſt. Das ganze Volk will die
Nationalverſammlung ſobald als irgend möglich. Die Sozial-
demokratie will ſie, die bürgerlichen Parteien wollen fie und
die Unabhängigen lehnen ſie nicht ab. Wir brauchen den
Frieden, wir brauchen Lebensmittel, wir brauchen
Kredit. Das alles können wir ohne Nationalverſamm-
lung nicht bekommen.

Staatsſekretär Dr. Preuß über die
kommende Reichsverfaſſung.

Der Staatsſekretär des Reichsamts des Jnnern, Prof.
Dr. Preuß, hat einem Mitarbeiter der Voſſiſchen Zeitung
folgende Mitteilungen gemacht

ußt der in weiten Kreiſen noch immer vorhandenen Be
nruhigung wegen der Einberufung der Nationalver-
ammlung liegt keinerlei Anlaß vor. Die Beratung des

Reichswahlgeſetzes im Kriegskabinett nehme einen
günſtigen Fortgang und die Verabſchiedung des Entwurfes
ſei, wenn nicht heute, ſo in den allernächſten Tagen, zu er-
warten. Die techniſchen Schwierigkeiten, die man vielfach
befürchte, können heute als überwunden gelten. Der Ent-
wurf des Reichsamts des Jnnern werde vorausſichtlich mit
ganz unweſentlichen Aenderungen Annahme finden. Auch
die Wahlordnung, die ja allerdings von weniger aus
ſchlaggebender Bedeutung ſei, wurde bereits im Entwurf
fertiggeſtellt. Unmittelbar nach der Annahme des Reichs-
wahlgeſetzes durch die Regierung ſoll der Wahltermin
anberaumt werden. Vedenken könnte noch die Tatſache ver
anlaſſen, daß unſere Heere im Oſten und ebenſo im Süden
auch die Armee Mackenſen noch nicht zurückgekehrt ſind und
der Zeitpunkt ihrer Heimkehr noch ungewiß iſt. Aber auch
der Wunſch, dieſe Hunderttauſende von der Wahl zur Natio-
nalverſammlung nicht auszuſchließen, könnte durch beſon
dere Maßnahmen berückſichtigt werden.

u

ſ

Die neue Reichsverfaſſung, die als eine der
erſten Vorlagen der Nationalverſammlung unlerbreitet wer
den müßte, werde ohne Zweifel bis zu ihrem Zuſammentritt
rechtzeitig fertiggeſtellt werden.

Eiener, der Feind der Kompro-
mittierten.

Gegenüber dem Verlangen des bayriſchen Volksbeauf-
tragten Kurt Eisner, daß nur unkomtromittierte Man-
der an der Spitze des Staates ſtehen ſollen, veröffentlicht
Erich Kuttner im Vorwärts eine Erklärung, die be-
ſagt, z Eisner ſelber in erſter Linie zu dieſen kompromit-
tierten Leuten gehöre. Eisner habe die Chemnitzer Volks
ſtimme, deren Redakteur Kuttner damals war, zwiſchen dem
28. und 30. Juli 1914 wiederholt von München aus telepho-
niſch angerufen und verſichert, er habe aus dem bayriſchen
Kriegsminiſterium, in dem er ein und ausging, erfahren,
daß der Krieg unvermeidlich ſei, weil Rußland ſich unter
keinen Umſtänden von einem Eingreifen in den öſterreichiſch-
ſerbiſchen Konflikt zurückhalten laſſe und bereits mobil mache,
was die deutſche Kriegserklärung zur Folge haben müſſe.

Kuttner ſchreibt: Eisner war ungefähr der einzige So
zialdemokrat in ganz Deutſchland, der am 28. Juli mit abſo-
luter Beſtimmtheit wußte, daß der Krieg unvermeidlich ſei,
und zwar hielt Eisner den Krieg für uvphermeidlich wegen
eines bevorſtehenden Eingreifens Rußlands. Aus dieſer
Ueberzeugung hat Eisner auch die volle Konſequenz gezogen.
Er hat nicht nur die Meldung übermittelt, daß der Krieg un
vermeidlich war, ſondern in der dringlichſten Weiſe uns ver-
ſichert, daß der Kriegsausbruch lediglich die Schuld Ruß
lands ſei. Es gälte deshalb, mit aller Macht innerhalb der
Partei dahin zu wirken, daß die Sozialdemokratie bei Kriegs-
ausbruch ſich hinter die Regierung ſtelle und die Kriegskredite
bewillige. Eisner bat uns ausdrücklich, auf alle uns erreich-
baren Abgeordneten in dieſem Sinne einzuwirken.

Eisner erwidert!
Die Korreſpondenz Hoffmann bringt amtlich eine ge-

reizte Erwiderung Eisners, in der er zunächſt be
tont, daß die „Enthüllungen“ Huttners die Eigentümlichkeit
haben, daß Eisner ſelbſt ſie vor Jahr und Tag in der Chem-
nitzer Volksſtimme veröffentlicht habe. Eisner ſagt dann
ſchließlich wörtlich:

Was mich aber nach Beginn des Krieges in die Oppoſition
trieb, war nicht ſowohl die Frage des Urſprungs des Krieges, als
die Haltung der deutſchen Sozialdemokratie, die von der begreif-
lichen Stellungnahme wider den Zarismus unmittelbar und un
vermittelt überging zur ſiegestrunkenen Verleumdung aller inter-
nationalen Jdeale. Meine ſchriftſtelleriſche Tätigkeit, die ich im
Herbſt 1014 wieder aufnahm, richtete ſich zunächſt gegen die Me
thoden der deutſchen Kriegführung. Jch habe während des Krieges
keine Zeile geſchrieben und kein Wort geſagt, das im Widerſpruch
ſtände zu meiner jetzigen Haltung und ich habe wohl als erſter und
einziger während dieſer ganzen Zeit das moraliſche Recht der En
tente verteidigt. Jener auf falſcher Jnformation beruhende Jrr-
tum über Rußland war aber auch der letzte Jrrtum. Gerade
er hat mich veranlaßt, ſeitdem mit tiefſtem Mißtrauen und ſchärf-
ſter Kritik alles zu prüfen, was von den Vertretern und Agenten
der deutſchen Regierung erklärt wurde. Erſtaunlich iſt, daß in
der Zeit größter Not Journaliſten noch Zeit und Laune zu ſolchen
läppiſchen Verſuchen finden, im Vertrauen auf die Ge
dankenloſigkeit des durch 45 Kriegepreſſejahre in ſeiner Urteils-
kraft verwüſteten Publikums allbekannte Tatſachen als Ent
hüllungen auf den Markt zu werfen und eine Täuſchung über eine
einzelne Tatſache als kompromittierend für den Getäuſch-

ten zu behaupten. Kurt Eisner.

Die Schulfrage in Preußen.
Vom dreußziſchen Miniſterinm für Wifſſenſchaft, Kunſt und

Volkridung iſt feigende Verfügung erlaſſen worden:

1. Die geiſtliche örtliche Schulaufſicht in Preußen iſt von heute
aufgehoben.

2. Die bishectreniſe e e nretteren übernommen ſein
nZ. Die Uebernahme iſt unvergäglch in die Wege zu leiten und

muß am 31. Dezember abgeſchloſſen n

Mi i unſt und Volksbildung.iniſterinw ja n
Des weite das Mi um im Intereſſe der Volks

bildung den Wunſch Kriegsminiſterinm gerichtet
Intereſſe der baldigen Wiederaufnahme des volles RUnter

richtdööetriebes bitten wir das preußiſche Krieghminiſterinm, zu ver
fügen, daß dei der bevorſtehenden Demosbiliſterung alle Lehrer ohneheit ſofort entlaſſen werden.

Miniſterium für wiſerſelt Feſt und Volksbildung.

v

v

ber bleiben ſolange im Amt, bis ihre

Das Bürgertum nach der
Revolution.

Was der deutſchen Revolution, die das Weltereignis der
2 ruſſiſchen Revolution zweifellos noch weit an Beu a r i r ſ te ige Fri eit, mit der ſich die politi m-r ehe er ehe rgenauerem en liegt indeſſen darin gar nichts Beſonderes,

am igſten in dem Umſtande, daß das Bürgertum ſich
ohne mit den neuen Verhältniſſen abgefunden hat.
Der Sozialismus, der von den Gewalten des alten Herr-

fts- und Obrigkeitsſtaates und namentlich von ſeiner
Intelligenz als reckgeſpenſt eines Zwangsſtaates und
einer öden Gleichmacherei hingeſtellt wurde, verlor in dem-
ſelben Augenblicke ſeine Schrecken, wo das alte bürgerlich-
kapitaliſt?ſche Syſtem zuſammenbrach. Was vor der Revolu
tion von Hochſchullehrern als abſurd und unmöglich hinge-
ſtellt wurde, wird heute aus denſelben Kreiſen für eine
Notwendigkeit erklärt. Soweit die politiſche Umwälzung

in Frage kommt, war der öffentlichen Meinung durch die er
zwungene Abdankung des Kaiſers und die weit vorgeſchrittene
Demokratiſierung und Parlamentariſierung bereits in weite
ſtem Maße vorgearbeitet. Die Gleichgültigkeit des Bürger
tums in den erſten Tagen der Revolution, der Verzicht auf
jeden Widerſtand findet ſeine natürliche Erklärung in dem
Zuſammenbruche des Militarismus, der jetzt als Stütze der
bürgerlichen Herrſchaft völlig verſagte. Das Verhalten des
Bürgertums war demnach völlig erklärlich und bot keinerlei
Ueberraſchung. Ebenſo muß es aber auch als eine Selbſt
verſtändlich betrachtet werden, daß das Bürgertum nicht
dauernd tatenlos beiſeite ſtehen, ſondern ſich zur Wahr
nehmung ſeiner Jntereſſen zuſammenſchließen würde. Das
kann um ſo weniger überraſchen, als auch dem Bürgertume
die neue und völlige politiſche Freiheit zugute kommt.

Die bürgerlichen Parteien haben ohne Ausnahme er
klärt, ſich mit den neuen Verhältniſſen abfinden zu wollen.
Darauf braucht man natürlich nichts zu geben, deren daß die
Anhänger der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft ſich ohne inneren
Widerſpruch mit der ſich anbahnenden ſozialiſtiſchen Ordnunabfinden würden, hat in ſozialiſtiſchen Kreiſen wohl nene

geglaubt. Es kann daher im Gegenteil keinem Zweifel unter
liegen, daß die politiſchen Um organiſationsbeſtrebungen des
Bürgertums nur den Zweck haben, ſoweit als möglich die
alte Wirtſchaftsweiſe wieder herzuſtellen. Jm Verborgenen
iſt alſo das Bürgertum zweifellos gegen revolutionär ge
ſinnt. Nach unſeren politiſchen Verhältniſſen hat es auch das
Recht, ſich im Sinne ſeiner wirtſchaftlichen Jntereſſen zu
betätigen. Das wird auch weiter nichts ſchaden, da alle dieſe
Beſtrebungen an der Wachſamkeit der Arbeiterklaſſe
ſcheitern müſſen.

Immerhin bieten dis Beſtrebungen Bürgertumse Jntereſſe. Die Vorſitzenden des d
r nationalliberalen Partei haben vor einigen Tagen einen

Aufruf erlaſſen, worin ſie erklären, auf den Boden der durch
die Tatſache der Umwälzung geſchaffenen demokratiſchen
Staatsform, die ſich auf das gleiche Wahlrecht für beide Ge
ſchlechter ſtütze, treten zu wollen. Auf wirtſchaftlichem Ge
biete wollen ſie ſich dafür einſetzen, daß Deutſchland nicht in
Verhältniſſe übergeführt wird, die lediglich ſtaatliche oder
private Rieſenorganiſationen auf der einen und abhängige
Exiſtenzen auf de randern Seite übrig laſſen. Sie wollen
dagegen auch im neuen Deutſchland die wirtſchaftliche Selb-
ſtändigkeit und Betätigung des einzelnen erhalten wiſſen. Es
iſt nur begreiflich, daß ſich das neue Deutſchland in dieſen
Köpfen im individualiſtiſchen Sinne des alten Wirtſchafts
ſyſtems malt. Es bedarf keiner Erklärung, daß ſie ſich in
dieſer Beziehung einer ſchweren Täuſchung hingeben. Jm
Augenblicke nehmen deshalb die politiſchen Umgruppierungen

Parteien die öffentliche Aufmerkſamkeit mehr
in Anſpruch.

Die Nationalliberalen und die fortſchrittliche Volkspartei

S
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im Reiche haben ſich zu einer deutſchen demokra
tiſchen Partei vereinigt. Die neue Partei will das
Deutſche Reich zu einem wahrhaft demokratiſchen Staats
weſen ausbauen und es durch die Kraft der Demokratie retten
vor einer Gewaltherrſchaft von oben wie nach unten. Wenn
die neue Partei weiter nichts wollte, brauchte ſie nur
mit der neuen Ordnung gemeinſame Sache zu machen. Der
wahre Zweck der neuen Partei iſt natürlich, von den alten
Zuſtänden unter der neuen politiſchen Form zu retten was
gerettet werden kann. Die neue demokratiſche Partei iſt keine
reſtloſe Vereinigung der alten liberalen Parteien. Neben
v hat fich eine demokratiſche Volkspartei ebenfalls aus Mit
gliedern der beiden liberalen Parteien gebildet. Die gibrer
dieſer zweiten Partei ſind Männer, auf deren Mitarbeit an
leitender Stelle in der anderen Vereinigung verzichtet wurde,
weil ſie wegen ihrer Kriegs- und Kriegszielpolitik die neue
Gründung nur kompromittieren würden. Das ſind von der
nationalliberalen Partei namentlich Männer wie Dr. Streſe
mann und Dr. Friedberg und von der fortſchrittlichen Volks
partei Männer wie Kopſch und Wiemer. Da nur verletzte
Eitelkeit dieſe Männer zur Gründung der zweiten demokra-
tiſchen Partei veranlaßte, ſo wird ſie kaum auf einen nennens-
werten Anhang rechnen können, wenn es nicht doch noch ge
lingt, dieſe Männer zum Anſchluß an die demokratiſche Partei
zu gewinnen. Neben dieſer demokratiſchen Partei werden
deshalb nur die Deutſchnationale Volkspartei, zu der konſer
vative und freikonſervative Führer zuſammengetreten ſind,
und das neue Zentrum, das ſich ebenfalls mit einer national
demokratiſchen Draperie umgeben hat, von Bedeutung ſein.

Allen dieſen politiſchen Neubildungen iſt eines Fi
meinſam: das Verlangen nach möglichſt beſchleunigter Wa
einer Nationalverſammlung. Mit Ausnahme einer
winzigen Minderheit iſt das ganze deutſche Volk einig in der
Forderung nach einer Nationalverſammlung. Jm einzelnen
gehen jedoch die Abſichten, die ſich mit dieſer Forderung ver
binden, ſehr weit auseinander. Soweit die bürgerlichen
Parteien in Frage kommen, handelt es ſich für ſie n
darum, die große politiſche Umwälzung auf eine geſehli
Grundlage zu ſtellen, ſondern es ſpielen dabei allerl
abſichten mit. Zweifellos verlangt ein großer Teil des Bür
gertums nach der Nationalverſammlung, weil es

t

verfaſſungsmäßige Ordnung keinen Frieden mit Sgeben wird. Nicht minder ehrlich und berechtig r Ruf

nach der Nationalverſammlung, inſofern allein von eine
faſſungsmäßigen Ordnung die reguläre Wiederaufnahne
der normale Verlauf des Wirtſchaftslebens verbürgt i

eine
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wir aber ſchon geſagt haben, geden ſich diejenigen Kreiſe
des Bürgertums einer ſchweren Täuſchung hin, die durch die
RNationalverſammlung auf einen Umſchwung in wirtſchaſt-
licher Beziehnng, eine, wenn auch nur teilweiſe Rückkehr zu
dem alten Wirtſchaftsſyſtem erhoffen. Darüber wird man ſich
in dieſen Kreiſen auch keine großen Jlluſionen machen. Und
deshalb iſt es weiter nichts wie bewußte Selbſttäuſchung,wenn nnabhängige ſozialiſtiſche Kreiſe für ndglchſte Hinaus-

ſchiebung der Nationalverſammlung eintreten, weil ſie in
dieſer eine Gefahr für den Sozialismus erkennen. Der Grund
für die geforderte Hinausſchiebung darf vielmehr in der Er-
kenntnis jener unabhängigen Kreiſe gefunden werden, daß
ſie innerhalb der Arbeiterklaſſe nur einen verſchwindenden
Anhang haben und die von der Nationalverſammlung auf-
gerichtete Demokratie ihren Herrſchaftsgelüſten für immer ein
Ende machen würde. Durch die Demokratie allein iſt nicht
nur die allmähliche Durchführung des Sozialismus geſichert,
ſondern wird auch der Gefahr des Bolſchewismus vorgebeugt
und dadurch ein Einſchreiten der Entente verhindert.

R. J.

Die Schickſalsſtunde.
In der Konferenz der neuen deutſchen Freiſtaaten hat

Eisner geſagt, es käme nicht darauf an, ob wir ſozialiſieren,
ſondern ob wir die nächſten Monate lebend überſtehen. Das
Problem iſt hier klar geſtellt. Wir haben nicht genug Lebens-
mittel. Nach den Angaben der einen reichen ſie etwas länger
als nach denen der anderen; aber es ſteht ganz feſt, daß wir
nicht bis zur nächſten Ernte gelangen können, ſelbſt wenn
die Transportverhältniſſe einigermaßen normal bleiben.
Unſere Rohſtoffe reichen dazu, die Produktion noch auf ſechs
Wochen fortzuſetzen indem man die Erzeugung auf ein
Viertel ihrer Leiſtungsfähigkeit künſtlich herunterdrückt, wird
man die Rohſtoffe auf ſechs Monate ſtrecken. Dann iſt es
auch damit zu Ende. Kurz nach Oſtern iſt alles vorbei. Haben
wir bis dahin nicht Hilfe vom Ausland erlangt, dann ſind
r im Wettlauf zwiſchen uns und dem Tod unterlegen Auch

dahin brauchen wir noch Kohle für die Jnduſtrie und das
Transportweſen, brauchen eine regelmäßige Ablieferung der
Lebensmittel durch das Land. Gelingt es nicht, all das zu
organiſieren und in Ordnung zu halten, dann ſind wir ſchon
vor Oſtern am Ende. Dann löſt ſich Deutſchland in Hunger
und Anarchie auf, und die ſofort einrückenden Feinde erſcheinen
dann noch als Retter. Sie bringen der jungen deutſchen Frei-
heit den Tod, ſie bereiten uns die letzte Schmach, das wir
unfähig waren, ſelbſt unſer Geſchick zu leiten, aber ſie er-
retten uns wenigſtens vor dem einfachen Auslöſchen unſerer
Exiſtenz.“

Dies iſt die Lage. Die Sozialiſierung der geſamten Pro-
duktion ändert an ihr nicht das mindeſte. Der Betrieb, den
wir in öffentliches Eigentum übernehmen, hat deswegen nicht
ein Gramm Rohſtoffe mehr. Und verſuchten wir, die ober-
ſchleſiſchen Bergwerke zu enteignen, ſo bekämen wir aus ihnen
auch nicht mehr als das Drittel der früheren Produktion, das
wir jetzt bekommen. Auch wer die Sozialiſierung in ihrer
unmittelbaren Wirkung für den Volkswohlſtand ſehr hoch ein
ſchätzt, darf ſich der Einficht nicht verſchließen, daß ſie die
augenblickliche Notlage nicht aus der Welt ſchaffen kann.

Jn dieſer Situation haben wir nur ein Mittel wieder
und immer wieder uns an die Entente mit dem Ruf um

ilfe zu wenden. Sie muß wenigſtens den Neutralen die
Freiheit geben, daß dieſe uns ſchicken, was ſie entbehren
r Nahrungsmittel und Rohſtoffe zu bekommen und zu

m Zweck ſo raſch wie möglich Frieden zu ſchließen und alles
aufs äußerſte zu beſchleunigen, was dem Frieden dient, das
iſt für alle denkenden Menſchen die gegebene Politik in dieſer
Stunde, die einzige Rettung in ſchwerſter Not.

Aber die Anhänger des Spartakusklubs wollen es anders.
Die Hamburger Rote Fahne proklamiert den revolutionären
Krieg gegen die Entente. Deutſchland müſſe im Bunde mit
den Bolſchewiki das Zentrum der revolutionären Bewegung
werden: „Freilich macht ſich damit auch Deutſchland für den
internationalen Kapitalismus, für den vereinigten Anti-
bolſchewismus zum ſtrategiſchen Punkt. Auf Deutſchland
wird der Hauptangriff erfolgen. Jn Deutſchland wird die
Weltrevolution verteidigt werden.“ Und genau ſo erklärt
die Siuttgarter Rote Fahne, wir dürften nicht wie gebannt
einzig und allein auf die Lebensmittelnot, auf die zyniſchen
Drohungen Wilſons blicken. Die Arbeiterſchaft müſſe alles
auf die entſcheidende Karte ſetzen, die entweder uns Ver-
nichtung bringt oder aber die Ausbreitung der Revolution
über ganz Europa.“

Selbſt die Ausbreitung der Revolution würde uns vor
dem Untergang nicht retten; fie müßte ſchon Amerika mit
erfaſſen. Darauf zu ſpekulieren iſt nicht mehr Vabanque-
Spiel, ſondern einfach Wahnſinn und Selbſtmord. Es ge-
nügt nicht, daß Regierung und Volksmehrheit ſich für den
Weg der Vernunft entſcheiden, ſie müſſen auch die Kraft
haben, dafür einzuſtehen, daß uns niemand im Beſchreiten
dieſer Bahn aufhält oder ſtört. Andernfalls iſt uns der
Untergang ſicher. Nur klarſte Einſicht und feſteſte Tatkraft
kann uns retten. Das arbeitende Volk hat die denkbar
ſchlimmſte Erbſchaft angetreten. Es muß jetzt ein politiſches
Meiſterſtück vollbringen, oder es erleidet einen Rückſchlag um
Jahrzehnte.

Politiſche Kundgebungen der
Soldatenräte.

Eine von 2100 Soldaten der Garniſon Mit au beſuchte Ver
beſchloß nach einem Vortrage ihres Präſidenten Robert

Albert folgende Kundgebung an alle Soldatenräte und an die Re
jerung: Der Solſdatenrat von Mitau, hinter dem das ganze Be
ahungsheer Kurlands ſteht, erklärt einmütig, daß er die neue

Reichsregierung mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln in
ihren Beſtrebungen unterſtützen wird. Er gibt der ſicheren Er
wartung auf baldige Einberufung der konſtituierenden National
verſammlung Ausdruck und proteſtiert energiſch gegen die Ver
ſt von Minderheitsgruppen, an Stelle der durch die Revolution

rwundenen Klaſſenherrſchaft eine neue Diktatur aufzurichten.
'Ar ts der durch die ſchamloſen Waffenſtillſtandsbedingungenunſerer Gegner hervorgerufenen Schwierigkeiten in der See
wird der Soldatenrat von Mitau mit allen Mitteln dafür eintreten,
z ſich die Demobilmachung des Cſtheeres in Ruhe und Ordnung
(poll zieht. Die Kundgebung wurde einſtimmig angenommen.

i i der e eren nag erliger Soldalenargis fol
Vertretung von eiwa 400 000 Kameraden der Oſtfroul
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Das Schickſal der Oſtafrika-Kämpfe..
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die gemäß Artikel 17 der Waffenſtillſta ngungen das da ſagen die Unabhängigen wieder: „Es geht nicht!“ Undgebiet zu räumen haben. hat ca engliſche Kriegsmini gee warum nicht? Nan ore den ſofortige Zu

S bhere e R T wg7 m en e on r ſammenberu der S ante bedeutet Raub des Wahl
ern, Aska un a 8000 0 ar unterunter 282 Häuptlinge, die Waffen geſtreckt hätten. Die Veran rechta ſa nen, die ſeit Jahren e n ar

an General von Lettow-Vorbeck über den Ab nſtill
ſtandes in Europa geweſen. Die Truppen würden in Abercorn, am
Südende des Tanganyika-Sees geſammelt. Den weiteren Abtrans-
port veranlaſſe ſodann die engliſche Regierung. Ob der Seetrans-
port auf deutſchen Schiffen erfolgen werde, ſei nicht entſchieden.
Die Namen der Europäer, die bei General von Lettow-Vorbeck bis
zuletzt ausharrten, wurden noch nicht bekannt, ebenſo iſt die Frage
der Poſtverbindung mit ihnen noch nicht geklärt. Veröffentlichungen
hierüber werden bald möglichſt erfolgen.

Deutſche Waffenſtillſtandskommiſſion.
Vorſitzender: Staatsſekretär Erzberger.

Die Diktatur des Proletariats.
Jn der Neuen Zeit weiſt in einem lehrreichen Aufſatz

Heinrich Cunow nach, daß Marx unter der Diktatur des Pro-
letariats keineswegs das verſtanden hat, was die Bolſchewiki
ihm jetzt zur Begründung ihrer Parteidiktatur unterſchieben
möchten. Marx verſtand unter der Diktatur des Proletariats
nicht die Aufrichtung der Staatsherrſchaft einer relativ klei-
nen ſozialiſtiſchen Parteigruppe, ſondern der Maſſe der zur
Erkenntnis ihrer Klaſſenſtellung gekangten Arbeiterſchaft,
d. h. die Herrſchaft einer Mehrheit gegenüber einer an ihrer
Gewalt feſthaltenden bevorrechteten Minderheit. Außer-
dem hatte Marx erkannt, daß das Proletariat, wenn es zur
politiſchen Herrſchaft gelangt, nicht nach Belieben durch Ge
walt ſeine Ziele verwirklichen kann, ſondern ſich damit be
gnügen muß, die Entwicklungskräfte freizuſetzen, die bereits
vorher vorhanden waren, aber durch das bisherige Staats-
regiment zurückgehalten wurden.

Jn Zeiten ſtarker revolutionärer Gärung hat Marx
allerdings der proletariſchen Revolution die Kraft beige-
meſſen, ſofort auch die Geſellſchaftsverhältniſſe umzuſtürzen.
Der leidenſchaftliche Revolutionär gewann in ſolchen Perio-
den in ihm ein Uebergewicht über den abwägenden Sozio-
logen. Aber ſobald die revolutionäre Bewegung ein wenig
abflaute, kehrte Marx zu ſeiner richtigen wiſſenſchaftlichen
Erketffitnis zurück. Dann nahm er an, daß die kapitaliſtiſche
Geſellſchaft in einem langwierigen Umwöälzungsprozeß durch
die Bildung von Aſſoziationen oder Wirtſchaftsgenoſſen-
ſchaften zerſetzt werden und dadurch allmählich ihren Klafſen
charakter verlieren würde. Wörtlich heißt es in der General-
ratsadreſſe der Jnternationale, die Ueberwindung ſei nur
möglich nach Ablauf einer ganzen Reihe von geſchichtlichen
Prozeſſen:

Die Arbeiterklaſſe hat keine fix und fertigen Utopien durch
Volksbeſchluß einzuführen. Sie weiß, daß um ihre eigene Be-
freiung und mit ihr jede höhere Lebensform hervorzuarbeiten,
der die gegenwärtige Geſellſchaft durch ihre eigene ökonomiſche
Entwicklung unwiderſtehlich entgegenſtrebt, daß ſie, die Arbeiter
klaſſe, lange kämpfe, eine ganze Reihe geſchichtlicher Prozeſſe durch-
zumachen hat, durch welche die Menſchen wie die Umſtände gänzlich
umgewandelt werden. Sie hat keine Jdeale zu verwirklichen; ſie
hat nur die Elemente der neuen Geſellſchaft in Freiheit zu ſetzen,
die ſich bereits im Schoße der zuſammenbrechenden Bourgeois-
geſellſchaft entwickelt haben.

Jn Uebereinſtimmung mit lehnt daher Cunow
die Diktatur als Mittel ſozialiſtiſcher Politik ab. Wo eine
ſozialiſtiſche Partei im Gegenſatz zur Mehrheit des Volkes
zur Herrſchaft komme, ſichere ſie auch die Diktatur nicht, ſon
dern ſtelle ſie nur vor Aufgaben, die ihre Kräfte überſteigen,
an deren Löſung ſie ſich erſchöpft und aufreibt.

Eine ſtürmiſche Aerzteverſammlung.
In einer überaus ſtark beſuchten Verſammlung im Bank itſaale des

RheingoldReſtaurants nahm die Groß- Berliner Aerzte-
ſchaft Stellung zu der Neuordnung der politiſchen Ver-
hältniſſe. Die Tagesordnung hatte noch einem Bericht des Berl.
Tagebl. Wahlen für den Arbeiter und Soldatenrat ſowie den Sachver-
ſtändigenrat der gegenwärtigen Regierung vorgeſehen. Ein vorberei-
tendes Komitee hatte nicht gerade glücklich Vertreter der Aerzte
kammer. der mediziniſchen Fakultät, der Krankenhausärzie und anderer
großer bygieniſcher und mediziniſcher Gruppen als Kandidaten zur
Wahl geſtellt. Obwohl es ſich im weſentlichen um Angehörige von Or
ganiſationen handelte, die unter der alten Regierung mit anerkennens
wertem Bemührn die ärztſichen Intereſſen zu wahren ſuchten, immer
unier dem leiterden Geſichtspunkt der Volksgeſundheit und des All
gemeinwehls, wäre es geſchickter geweſen, neue Männer vorzuſchlagen.
So kam es denn, was vorauszuſehen war, daß trotz eines ſehr guten
einleitenden Refergtes von Geheimrat S. Alexander über die Vor-
geſchichle und Ziele des neu zu wählenden Aerzterates, die Geiſter
heftig aufeinanderplatzten, als der Vertreter der ſozialdemo-
kratiſchen Aerzte, Dr. Zadek, das Wort ergriff. Er rechnete zum
T l in ſo ſcharfen Worten mit der Aerzteſchafſt ab, daß die Debatte zu
heftigſten politiſchen Meinungsäußerungen führte. Das Ergebnis war
die Aufdeckung aller alten Gegenſätze, wie ſie bei den bekannten Dis
kuſſionen über kaſſenärztliche Fragen üblich ſind, unnd damit trat der
eigentliche Zweck der Verſemmlung nämlich Stellungnahme zu den
dringendſten ärztſichen Standes- ſowie volkshygieniſchen Fragen, in den
Hintergrund. Die Wahl der etwa 90 Delegierten kam nicht zu
ſtand e, ſondern man wird vorausſichtlich erſt einen Ausſchuß mit
neuen Vorarbeiten betrauen. Richtlinien, die ſich möglichſt ſtreng an die
eigentlichen Aufgaben des Arztes „zu helfen und nicht Politik zu trei
den“ halten ſollen, ſtellte der Abgeordnete Mugdan auf.

NAnabhängise Grundſätze mit
doppeltem Boden.

Es iſt intereſſant, zu beobachten, wie auffallend die Un
abhängige Partei bei wichtigen volitiſchen Handlungen ihre
Grundſätze ändert. Der Grundſatz: „der Zweck heiligt das
Mittel“ iſt ihr in Fleiſch und Blut übergegangen.

Als, um die Streitigkeiten in der Partei zu ſchlichten,
ein Parteitag vorgeſchlagen wurde, erhob, allen voran die
Leipziger Volkszeitung ein Geſchrei, das ſei unmöglich.
Lipinski quälte ſich ab, in der Leipziger Volkszeitung den
Nachweis zu führen, ein Parte unter Belagerungszuſtand
führte zur größten Ungerechtigkeit. ElſaßLothringen uſw.
könnten an den Wahlen nicht teilnehmen; kurzum: ein
Varteitag ſei unmöglich. Später machten aber die Unab-
hängigen in Gotha einen Parteitag. Die Sache ließ ſich alſo
ganz gut durchführen.

Als in dieſem Johre die Legislaturperiode um ein Jahr
verlängert wurde, ſtellte die unabhängige Partei den An

laſſung hierzu ſei die Mitteilung des n hlahabers

trag, es ſollten Reichstagswahlen ſofort ſtattfinden. Albrecht
begründete den Antrag und bezeichnete all die Einwände der

das der Dank an die Soldaten, daß r die künftige Ge
ſtaltung, über das künftige Schickſal Deutſchlands durch eine
Wahl entſchieden werden ſoll, von der ein großer Teil der
Soldaten ausgeſchloſſen iſt? Von einer konſtituierenden
Verſammlung kann erſt die Rede ſein, wenn die Soldaten
wieder in ihrer Heimat bodenſtändig geworden ſind, wenn die
Arbeiter erſt eine feſte Arbeitsſtätte, ein Heim gefunden
haben. Von einer konſtituierenden Verſammlung kann
erſt die Rede ſein, wenn es feſtſteht, daß die Bevölkerung der
auf Grund des VWaffenſtillſtandes beſetzten Gebiete frei und
unbeeinflußt wählen kann. Oder wird je jemand wagen,
dieſen das Wahlrecht zu entziehen?“

Das ſchreibt wörtlich der Vorſtand der Unabhängigen
Partei in ſeinem von uns geſtern ſchon erwähnten Aufruf:

Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die durch den Waffen-
ſtillſtand beſetzten deutſchen Gebiete jahrelang beſetzt
bleiben. Vielleicht ſo lange bis ein großer Teil Kriegsent-
ſchädigung bezahlt iſt. Alſo müßten viele Jahre vergehen,
ehe nach dem Aufruf der Unabhängigen die Wahlen zu der
konſtituierenden Verſammlung oder zum Reichstag über
haupt ſtattfinden dürften. Eine ſchöne Ausſicht! Da die
Unabhängigen das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker bis
in die letzte Konſequenz vertreten, ſo können alſo die einzel-
nen Bundesſtaaten Deutſchlands alles machen, was ihnen
beliebt. Die Bremer Parteigenoſſen der Leipziger Volks
zeitung proklamieren den Generalſtreik, um die Nahrrings-
forge aufs höchſte zu ſteigern, die Spartakuſſe in Leipzig,
Berlin, Braunſchweig ſegeln im gleichen Fahrwaſſer und
dieſer Zuſtand ſoll nach dem Aufruf der unabhängigen
Partei noch jahrelang anhalten, ehe Wahlen zu den geſetz
gebenden Körperſchaften ſtattfinden ſollen? Sollen die
neuen Reichsanleihen, die notwendig ſind, um die Arbeits-
loſenunterſtützung durchzuführen, um den Krüppeln und
Waiſen höhere Renten zu zahlen, die aber nicht von dem Sol
daten- und Arbeiterrat beſchloſſen werden können, auch jahre
lang hinausgeſchoben werden?

Wenn wir wieder Reichsanleihe brauchen, werden ſie
viele nicht zeichnen wollen, weil ſie Ryſſel und Komp. anul-
e wollen. Schöne Sachen, die die Ryſſel und Komp. an
richten!

Kommen wir zurück zu dem Aufruf der Unabhängigen!
Alle die Gründe, die ſie jetzt gegen die Wahl anführen, be-
ſtanden auch dieſen Sommer, als die Reichstagsperiode um
ein Jahr verlängert werden ſollte und da verlangte die un-
abhängige Partei ſofort Neuwahl!

Und jetzt wieder das Gegenteil! Aber ein Kenner der
u. S. wundert ſich darüber nicht. Es iſt das alte Prinzip:
Alles, was ihre Gegner tun, muß bekämpft, muß
ſchlecht gemacht werden. Das tut die Partei auch jetzt wie
ege Das nennt die U. S. „Feſthalten an den alten Grund-
ätzen!“

Es iſt die Moral mit doppeltem Boden!

Der lieben würdige Spartarus-
jüngling.

Die Rote Fahne, das Zentralorgan des Spartakusbundes,
ſchreibt über die Unabhängigen:

Wir haben ja von den Herren Haaſe, Dittmann und Kautsky
noch nie viel gehalten und ſchon oft während des Krieges ge-
funden, daß ſie zwar immer das Maul, aber ab und zu be
ſonders dann, wenn es galt auch die Hoſen voll hatten. Nun,
ein Haaſe wird über Nacht nicht zum Löwen, ein politiſcher
Bremsklotz, in den ſich der Kreis um Kautsky und Ströbel um-
gewandelt haite, als der imperialiſtiſche Karren ſchon längſt den
revolutionären Wolfsgruben zuſauſte, nicht zur vorwärtstreiben
den Dampfmaſchine Man braucht nicht den Unabhängigen
vorzuwerfen, wie es der Vorwärts tut, ſie trieben unklare
Kompromißpolitik. Was ſie die letzten Tage getrieben haben,
das iſt überhaupt keine Politik. Das iſt das Gebaren eines
alten Mannes, der den Orientierungsſinn verloren hat, ſich im
Kreiſe bewegt und die alten Kindergebete in endloſer Mono-

tonie vor ſich hinſagt. Noch mehr ſolcher Taten oder Aufrufe,
und die ſtolze unabhängige Regierungspartei hat ſich politiſch
unmöglich gemacht, noch bevor ſie von der nächſien Revolutions-
welle über Bord gefegt wird.

Der Spartakusmann, der mit den Unabhängigen ſo grauſam
umſpringt, zeichnet Juvenis. Man muß ſchon ſagen, es iſt kein
ſehr liebenswürdiger Spartakusjüngling, der mit dem alten Herren
der U. S. P. D. ſo unſanft verfährt. Aber je zahmer dieſe iſt
und je weniger ſie wagt, auch nur ein Wort gegen die Spartakus-
leute zu ſagen, deſto gröber ſchlagen dieſe auf ſie los.

Politik der Grundſätze.
Von Hermann Molkenbuhr.

„Wehe der Demokratie, wenn ſie jemals von der Politik der Prin
zipien abließe. Ihr iſt nicht, wie den Kabineiten, die Politik der Um-
ſtände, der Auskunftsmittel, des Prinzipienverrats gegönnt.“ Dieſe
Sätze ſchreibt Laſſalle in ſeinem Buch „Der italieniſche Krieg“. Sie
ſollten heute in jedem Verſammlungsraum der Parteigenoſſen und in
jedem Sitzungszimmer der Arbeiter und Soldatenräte in großer Schrift
an den Wänden hängen, damit man ſie immer vor Augen hat.

Was war der erſte Grundſatz der Sozialdemokratie? In dem
Statut des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins hieß es: „Herſtellung
des allgemeinen gleichen und direkten Wahlrechts.“ Dieſes Wahlrecht
ſollte das Mittel ſein, die proletariſchen Forderungen durchzuſetzen. Von
dieſem Grundſatz iſt die Partei 5 keine Schattierung der Partei je
mals abgewichen. Jm Eiſenacher, Gothaer und Erfurter Parteiprogramm
iſt er als erſte Forderung der Partei aufgeführt. Wir haben mit allen
Mitteln für die Verwirklichung dieſer Forderung ſeit 18383, alſo ſeit
55 Jahren, ununterbrochen gekämpft, und nun, da die Revolution es
uns ermöglicht, es mit einem Schlage für alle öffentlichen Wahlen
durchzuführen, finden ſich Leute in unſeren Reihen, die piotzlich Angſt
vor dem Gebrauch dieſer ſchneidigſten Waffe im proletariſchen Befrei
ungskampf: bekommen. Sie fordern die Diktatur des Proletariats. Die
Diktatur iſt das Gewoltmittel der kleinen mächtigen Kaſte des Mili
taxismus, des Junkeriums und des Jmperialiemus. Erkennen wir die
Diklatur als berechtigtes Kampfmittel an, dann ebnen wir damit der
Gegenrevolution die Wege. Es heißt dann Macht gegen Macht. Reich
aber unſere Macht, die Macht des Kapitalismus niederzuſchlagen? In
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ſondern auch über die

Deutſchland iſt die Macht des Militariemus, alſo die des
gKapitals, zuſammengebrochen. Der Kapitalismus iſt ader internatio
nal. Er verfügt nicht nur über den Reſt ſeiner Kräfte im Jnland,

Armeen Frankreichs, Englands und
Amerikas. Dieſe kann man leicht unter dem Vorwand: Schutz der
Demokratie gegen proletariſche Gewaltherrſcher eſſen.

Zur proletariſchen Diktatur greifen die Genoſſen, weil ſe fürch
ten, als Sozialdemokraten mit dem allgemeinen gleichen und direkten
Wahlrecht in der Minderheit zu fein. Die Annahme iſt zwar wenig
begründet, aber man kann zugeben, daß dieſe Möglichkeit nicht ausge
ſchloſſen iſt. Bisher haben wir, abgeſehen von einigen Kleinſtaaten,
noch in keinem Staate die Mehrheit gehabt. Das hat aber nicht dazu
geführt, die Forderung aufzug.ben. Daß man in der Minderheit
bleiben kann, das haben die Vorkämpfer, die zuerſt die Forderung for
mulierten, auch gewußt. Laſſalle ſagt in ſeinem Arbeitsprogramm:
„Zwar wird auch das allgemeine gleiche und direkte Wahlrecht keine
Wünſchelrute ſein, meine Herren, die Sie vor momentanen Mißgriffen
ſchützen kann. Wir haben in Frankreich in den Jahren 1848 und 1849
zwei ſchlechte Wahlen hintereinander geſehen. Aber das allgemeine
gleiche und direkte Wahlrecht iſt das einzige Mittel, welches auf die
Dauer von ſelbſt wieder die Mißgriffe aus „'cht, zu denen ſein mo
mentan irriger Gebrauch führen kann. Es iſ. jene Lanze, welche ſelbſt
die Wunden wieder heilt, die ſie ſchlägt. Es iſt auf die Länge der
Zeit bei dem allgemeinen und direkten Wahlrecht nicht anders möglich,
als o der gewählte Körper das genaue treue Ebenbild ſei des Vol
kes, das ihn gewählt hat.“ Dieſes getreue Ebenbild des Volkes wird
vorausſichtlich die erſte in der Revolution gewählte Nationalverſamm-
lung ſein.

Angenommen, wir als Sozialdemokraten bekommen nicht die ab
ſolute Mehrheit, ſondern nur 39 Prozent der Abgeordneten, die wir
bei der letzten Reichstagswahl an Stimmen hatten. Wahrſcheinlich iſt
unſer Anteil erheblich größer. Wir hätten unter vielleicht 400 Vertre
tern 156. Dann ſind wir doch ſolche Macht, daß wir in politiſchen
Fragen mit den freiheitlichen Elementen des Bürgertums und bei ſo
zialen Forderungen mit den proletariſchen Elementen des Zentrums
eine Mehrheit bilden. Sicher iſt, daß ein Staatsgebilde entſteht, wel
ches an freiheitſichen und ſozialen Einrichtungen einzig in der Welt
daſteht.

Der Uebergang zum Sozialismus wird auf verſchiedenen Wegen
angebahnt. Der demokratiſche Staat wird den Selbſtverwaltungskör
pern. den Gemeinden und Gemeindeverbänden ſo große Bewegungs-
freiheit einräumen, daß in den Gegenden mit ſozialdemokratiſcher Mehr
heit die Sozioliſierung des Wirtſchaftslebens raſche Fortſchritte
machen wird.

Dazu kommt, daß auch das Reich ein ſozialiſtiſches Gepräge er-
halten wird. Beim Aufbau des Wirtſchaftslebens wird man durch die
Macht der Verhältniſſe auf die Bahn des Sozialismus gedrängt. Schon
die Erzeugung und Verteilung der Energiequellen: Förderung der
Kohle, Erzeugung elektriſcher Energie, Anlage und Betrieb der Ver-
kehrsmittel wird zu Einrichtungen führen, die auf dem Wege zum So-
zialismus liegen. Dasſelbe iſt der Fall bei der Gewinnung ſowie der
Einfuhr und Verteilung von Rohſtoffen.

Gewaltige Fortſchritte zum Sozialismus wird die geſetzliche Be
handlung der Arbeiterfrage bringen. Der Ausbau der Arbeiterverſiche
rung und des Arbeiterſchutzes im Sinne und Jntereffe des Proletariats
führt ganz automatiſch zu mehr Sozialismus als die phantaſiereichſten
Diktatoren des Proletariats erfinden können.

Bei allem, was wir unternehmen, müſſen wir an vorhandene Ge-
bilde anknüpfen. Dort, wo der Kapitalismus ſo vorgearbeitet hat, wie
das rheiniſchweſtfäliſche Kohlenſyndikat oder der Stahlwerksverband,
kann die Vergeſellſchaftung leicht durchgeführt werden. Hier führt die
organiſche Weiterentwwicklung zum Sozialismus. Wer aber Dinge,
die für die Vergefellſchaftung nicht reif ſind, gewaltſam zurechtformt und
eine ſcheinbar ſozialiſtiſche Welt in ſeinem Kopfe konſtruiert, iſt und
bleibt ein Utopiſt, auch dann, wenn ſeine Projekte noch ſo kommuniſtiſch
und ſozioliſtiſch ſchillern. Wer aber in einer Zeit, in der alle Kräfte
gebraucht werden, die Fortentwicklung zu fördern, durch Utopifterei
Zwietracht in die Reihen des Proletariats treibt, fördert die Gegen-
revolution.

Die politiſche Grundlage der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft kann nur
die Demokratie ſein. Sozialismus ohne demokratiſche Grundlage iſt der
vielgefürchtete Zwangsſtaat. Es muß alſo erſt die demokratiſche Grund
lage für die ſozialiſtiſche Gefellſchaft geſchaffen werden. In allen unſe-
ren Parteiprogrammen, ſowohl im Eiſenacher als Gothaer und Er-
furter Programm, wird die Demokratiſierung des Staats als Ueber-
gangsmaßregel gedacht, die ſchon vor der Sozialiſierung der Produk-
tion durchgeführt werden ſoll. Als demokratiſcher Staat kann man die
nach ruſſiſchem Muſter zu ſchaffende politiſche Organiſation nicht be
trachten. Jn dieſer Organiſation ſind Millionen, darunter auch Pro
letarier und prolelariſche Exiſtenzen vom Mitbeſtimmungsrecht ausge
ſchloſſen. Alle Entrechteten ſind mit ihrer Unzufriedenheit Stützen der
Gogenrevolution. Nur wenn es gelingt, berechtigte Gründe zur Un
zufriedenheit zu beſeitigen, fördert man den Siegeslauf der Revolution.
Jedes Recht, welches man dem Menſchen gibt. iſt ein koſtbarer Schatz,

den er mit aller Kraft verteidigt.
Durch Schaffung wirklicher demokratiſcher Einrichtungen mobili

ſiert man auch die Maſſen in Frankreich, Engiand und Amerika. Die
Stagtsmänner dieſer Staaten haben während des Krieges die Demo-
kratie als Duette des Völkerglücks ſo oft und in ſo ſchönen Reden ge
prieſen, daß auch dort in weiten Kreiſen große Begeiſterung für wirk
liche Demokratie hervorgerufen iſt. Als Grundlage für die Demokratie
haben wir die ſchönen Sätze in unſerem Parteiprogramm, wo an der
Spitze die Forderung ſteht „Allgemeines gleiches und direktes Wahl
und Stimmrecht mit geheimer Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten
Reichsangehörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts für alle Wahlen
und Abſtimmungen. Proportionol-Wahlſyſtem.“ Wir müſſen jetzt
der Welt beweiſen, daß wir die Forderung nicht nur als Gründe in
unſerem Parteiprogramm oder als Schnörkel in den Proklamationen der
Volksregierung haben, ſondern es auch durchführen, alſo eine auf Grund

dieſes Wahlrechts gewählte Nationalverſammlung wählen,
die dieſes Recht für alle Wahlen feſt zu verankern hat. Damit kom
men wir dem Frieden und dem Völkerbunde näher.

Die von dieſer Geſetzgebung geſchaffenen Geſetze und Einrichtim
gen können nicht Gegenſtand eines gewaltfamen Angriffes der
rialiſten der Ententeſtaaten ſein. Wohl können ſie einen A auf
ein Staatsgebilde unternehmen, von dem ſie behaupten können, daß
weite Kreiſe unter der rohen Gewalt mächtiger Dikiatoren ſchmachten.
Sie kämen dann unter der Maske als Befreier der Unterdrückten. An-
ders iſt es, wenn wir einen wirklichen demokratiſchen Staat ſchaffen.
Wirkliche Demokratie iſt Gemeingut der Freiheitsfreunde der ganzen
Kulturwelt. Jeder Freiheitsfreund würde in einem Angriff gegen die
deutſche Demokratie einen Angriff auf ſeine eigenen Jdeale erhücen.
Ein Land, in der alle Einwohner als gleichberechtigte Bürger für das
Gemeinwohl wirken, wird ſich in der ganzen Kulturwelt ſo viele
Freunde erwerben, daß jeder Angriff ſcheitern müßte. Zu dem Ziele
kommen wir, wenn wir alle Kräfte einſetzen, um unſere Grundſätze reſt
los durchzuführen. Alſo weicht nicht ab von der Politik der Grundſäge!

Ebert und die Vahrungsmittel-
einfuhr.

Die Rote Fahne Liebknechts eninimmt dem Temps die Be-
hauptung, Ebert habe den Präſidenten Wilſon gebeten, Deutſch
land mit Nahrungsmitteln zu verſorgen, aber nur unter der Be

dinsnng, daß die liche Ordnung in Deunſchland aufrecht-
erhalten und eine
tiert. werde.

Dieſe Behauptung iſt vollkommen unwahr. Die Telegramme,
die Ebert an Wilſon richtete, ſind ſtets in vollem Umfange ver
öffentlicht worden. Weder in ihnen, noch in irgendeiner ſonſtigen
Kundgebung iſt eine ſolche „Anregung“ enthalten. Sie findet ſich
einzig und allein in der Depeſche Lanſings an die deutſche Regie
rung vom 13. November.

Wie unerhört die Ver leumdung iſt, die Reichsregierung
habe aus der ſchrecklichen Ernährungslage Volkes politiſches
Kapital ſchlagen wollen, mag aber nicht durch Worte, ſondern auch
durch Taten und Erfolge bewieſen werden, welche die Reichsregie-
rung im Kampfe um eine beſſere Verſorgung unſeres Volkes er-
zielte. Jn dem von den Gegnern ausgearbeitenen Entwurfe des
Waffenſtillſtandsvertrages war die Lebensmittelverſorgung Deutſch
lands nicht nur nicht berückſichtigt, ſondern waren Bedingungen
vorgeſehen, welche eine Ernährungskataſtrophe unausbleiblich ge-
macht hätten. So verlangte Artikel 9 das unbeſchränkte Recht der
Requiſition für die Entente in allen beſetzten Gebieten. Die Be
auftragten der Regierung erreichten eine weſentliche Beſchränkung
der Requiſition und ſofortige ordnungsmäßige Abrechnung. Ar-
tikel 14 verbot Requiſitionen, Beſchlagnahmungen und Beitrei-
bungen von Lebensmitteln für Deutſchland in Rumänien und
Rußland. Wir ſetzten den freien Einkauf zur Ausfuhr nach
Deutſchland durch. Artikel 26 behielt ſich die Fortſetzung der Feind-
ſeligkeiten für Rußland vor, beſtimmte alſo die Aufrechterhaltung
der Blockade. Nach langen Verhandlungen genehmigten die Gegner
die Hinzufügung des Satzes: „Die Alliierten und die Vereinigten
Staaten nehmen in Ausſicht, während der Dauer des Waffenſtill-
ſtandes Deutſchland in dem als notwendig erkannten Maße mit
Lebensmitteln zu verſorgen.“

Ehe dieſe Erleichterungen noch zugeſtanden wurden, kam die
Nachricht von der Abdankung des Kaiſers und dem Wechſel der
deutſchen Regierung. Die Alliierten erhoben ſofort die Frage, ob
die Regierung, die den Waffenſtillſtand unterzeichne, überhaupt in
der Lage ſein würde, ſeine Bedingungen zu erfüllen. Dieſen Be
denken gegenüber war es nur die Verſicherung unſerer Unter-
händler, daß auch die Regierung Ebert, wenn ſie den Waffenſtill-
ſtand unterzeichne, die Macht hätte, ſeine Bedingungen durchzu-
führen, die verhinderte, daß ſich die Verhandlungen zerſchlugen.

So ſieht die Stellungnahme der Reichsregierung und
damit des Volksbeauftragten Ebert zur Lebensmittelverſorgung
Deutſchlands in Wahrheit aus. Sie hat um Brot und Fleiſch die
Ergebniſſe der Revolution nicht verraten, wie Liebknechts Rote
Fahne behauptet, ſondern wird durch ihre Bemühungen, wenn Volk

und Organiſationen zuſammenhelfen, die Schrecken einer Hunger-
revolution hintanhalten, durch die allein die revolutionären Er-
rungenſchaften gefährdet werden können. Das beweiſt auch wieder
der Petit Pariſien, der am 17. November ſchreibt: „Die Antwort
Wilſons auf die Solfſchen Jeremiaden iſt kategoriſch: Wir werden
Euch erſt dann mit Lebensmitteln verſehen, wenn ihr die Ordnung
bei Euch aufrechterhaltet.“

mäßige Verteilung der Lebensmittel garan

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Eine Reichsverordnung über die Regelung
der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter.

Das Reichsamt für wirtſchaftl Demobilmachung veröffentlichtunterm 23. November auf Grund a Erlaſſes des Rates der Volks

beauftragten eine Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerb-
licher Arbeiter, deren weſentliche Beſtimmungen hier folgen: Die Rege-
lung umfaßt die gewerblichen Arbeiter aller gewerblichen Betriebe, auch
die der Reichs-, Staats und Gemeindebetriebe. Die y tägliche
Arbeitszeit darf die Dauer von acht Stunden nicht rſchreiten. Für
die Verkehrsgewerbe ſind zwiſchen den Betrieben und Arbeitern Ver
einbarungen über die durch die Zeitverhältniſſe bedingten Ausnahmen
zu treffen. In Betrieben, deren Natur eine Unterbrechung nicht zuläßt,
dürfen zur Herbeiführung eines regelmäßigen wöchent-
lichen Schichtwechſels männliche Arbeiter über 16
Jahre innerhalb eines Zeitraumes von drei Wochen einmal zu einer
Arbeit von höchſtens 16ſtündiger Dauer einſchließlich der Pauſen heran
gezogen werden. Arbeiterinnen über 16 Jahre können in Schichtbe
trieben bis 10 Uhr abends beſchäftigt werden. Dieſe Beſtimmungen
finden Anwendung auf vorübergehende Notarbeiten. Jn Schichtbe
trieben, deren Natur eine Unterbrechung nicht zuläßt, kann auch eine
andere Regelung vereinbart werden. Die Beſtimmungen über die Ar
beitszeiten ſind durch Aushang bekannt zu machen. Wor dieſen Be
ſtimmungen zuwiderhandelt, kann mit Geld bis 2000 M. oder Ge
fängnis bis zu 6 Monaten beſtraft werden. War der Täter bereits

F. rhandiuns vorbeſtraft, ſo kann die Geldſtrafe auf 3000 M.
werden.

Durch die gegenwärtige Wirt'chaftslage werden die vorſtehenden Be-
ſtimmungen über die Dauer der Arbeitszeit wohl ſehr bald in dem Sinne

Abänderung erfahren, daß die Arbeitszeit weſentlich herabgeſetzt

Ser Wechſel im preußiſchen Juſtizminiſterium.
Von der preußiſchen Regierung ſind an Stelle des bisherigen

Juſtizminiſters Dr. Spahn die Rechtsanwälte Dr. Kurt Roſenfeld
und Wolfgang Heine mit der Leitung des Juſtizminiſteriums beauf-
tragt worden. Heine iſt bisher durch anderweitige Verpflichtungen,
die er in Anhalt übernommen hat, daran verhindert, die Geſchäfte zu
übernehmen. Roſenfeld trat geſtern ſein Amt an und verpflichtete die
Beamten und Angeſtellten des Juſtizminiſteriums auf die neue Re-
gierung.

Der Streik in Oberſchleſien.
Ueber die Lage in Oberſchleſien im Kohlenrebvier

hört die B. Z. aus beſter Quelle, daß die Lage ſeit Mittwoch nach
mittag beinahe wieder normal iſt. Von den 1 Million zählen-
den Grubenarbeitern befanden ſich zu der erwähnten Zeit noch
1100 noch im Ausſtand, alſo ein verſchwindend kleiner Bruchteil.
Es wird erwartet, daß auch dieſe im Laufe des Donnerstag oder
Freitag zur Arbeit zurückkehren.

Kein Streik im Ruhrgebiet.
Entgegen den alarmierenden Nachrichten über den Ausbruch eines

Streikes im Ruhrkohlengeblet kann der Vorwärts mitteilen,
daß das Ruhrgebiet von der unſinnigen Streikluft noch frei iſt. Nach
einem Telegramm aus Bochum ſind alle Zechen im Arbeiten.

Die Kapitalflucht.
SK. Der Kurs der deutſchen Reichsmark iſt im

4 Frank ein. Am
Frank ge

auf 30.25 G
Käufen in elſaß-lothringiſchen Werten. So haben Rombacher

Friede auch in den Tagen, wo die Börſen
verfaſſung mehr als war, ſich behauptet oder Gewinne
davon getragen, ſo ſie heute im Gegenſatz zu allen anderen

Werten erheblich über den Panikkurſen der erſten Revolutionstage
ſtehen. Die Straßburger Stadtanleihe notiert 107!

Parallel mit dieſer Entwertung geht an den deutſchen Börſen
ein überſtürzter Kauf ausländiſcher Werte, der bei dieſen zu

runghaften Kurserhöhungen führt. Exotiſche Werte, die lange
eit das Schmerzenskind ihrer Beſitzer geworden ſind, notieren eben-

t oder noch beſſer als deutſche Reichs- und Staatsanleihen,
onders mexikaniſche Werte ſind am Mittwoch rapide in die Höhe

gen und trugen Kursbeſſerungen bis 11 Prozent davon. Die
ktien der italieniſchen Meridionalbahn verzeichneten einen Hurs-

gewinn von 20 Progent, die der Kanadabahn von 7 Prozent, die
der türkiſchen Tab eA.-G. von 15 Prozent. Daß japaniſche,
argentiniſche, chileniſche, ſerbiſche und griechiſche Werte eifrig be
e rt waren, ver ſich an Rande von ſelbſt. Weniger verſtänd-
ich, aber für die Flucht des Kapitals vom heimiſchen Kapitalanlage

markte höchſt bezeichnend iſt, daß auch öſterreichiſch-ungariſche,
rumäniſche und fogar ruſſiſche Werte zu höheren Kurſen gekauft
wurden. Die 4prozentige rumäniſche Staatsanleihe ſteht ebenſo
hoch wie die 5prozentige deutſche Reichsanleihe.

Anabhängiges Amlernen.
Was die Unabhängigen früher der Sozialdemokratie vorgeworfen

haben, wird jetzt an ihnen ſelber wahr: Seitdem ſie in der Regierung
ſitzen, zwingt ſie die Laſt der Verantwortung, gegenüber manchen ihrer
früherer Forderungen ganz erheblich umzulernen. Früher z. B. ſicherte
man ſich gern den. Beifall aufgeregter Verſammlungen, indem man
die Annulierung der Kriegsanleihe forderte. Jetzt haben Hugo Haaſe,
Kurt Eisner, der radikale Hamburger Vollzugsausſchuß uſw. mit ihrer
Unterſchrift den Beſtand der Kriegsanleihe und die Unverletzlichkeit des
Eigentums garantieren müſſen.

Daß kein Menſch, der an verantwortlicher Stelle ſitzt, ſich den Er
wägungen der Vernunft verſchließen kann, das zeigte auch die Rede des
Volksb-auftragten Emil Barth in der Vollverſammlung der Berliner
Arbeiterräte am 27. November. Barth, früher der Radikalſten einer,
ermahnte mit den eindringlichſten Worten die Arbeiterſchaft zur Beſon
nenheit und Vernunft. Mit größter Entſchiedenheit wandte ſich Barth
gegen die demagogiſche Forderung des Sechsſtundentages, wie ſie die
Spartakusgruppe aufſtellt, gegen die wilden Streiks, die unſer ganzes
Wirtſchaftsleben gefährden. Seine Rede war ſo gehalten, daß auch ein
Mehrheitsſozialiſt ſaſt jeden Satz unterſchreiben konnte. Das Berliner
Organ der Unabhängigen, Die Freiheit, rühmt die Rede Bariys
mit folgenden Worten:

Sie unterſcheidet ſich ſehr zu ihrem Vorteil von der leichtfertigen,
auf primitive Inſtinkte berechneten Art, in der von manchen Seiten
die Arbeiter zu Arbeitseinſtellungen und immer erhöhten Forderungen
angereizt werden. Freilich iſt dieſe Art bequemer und des Beifalls
vielleicht ſichtrer. Wem es aber wirklich um den Sozialismus zu tun
iſt, der muß, wie Barth den Mut haben, auch dann die Wahrheit
zu ſagen, wenn ſie zunächſt vielleicht auf Widerſpruch ſtößt und popu-
kären Stimmungen, die nur allzu begreiflich ſind, keine Rechnung
trägt.

Das iſt alles ſehr wahr und fehr richtig. Nur ſind dieſe Gedanken-
gänge von den Unabhängigen niemals beachtet worden, als ſie noch
nicht in der Regierung ſaßen und die alte Sozialdemokratie allein die
Verantwortung zu tragen hatte. Damals haben ſich die Unabhängioeg
ſehr gerne der „bequemen und des Beifalls ſicheren Art“ bedient.
iſt nur geſchichtliche Vergeltung, wenn ſie jetzt durch die Spartakus-
guppe mit ihrer eigenen Rute gezüchtigt werden.

Die Vorräte des Großen Hauptquartiers.
Nach Mitteilungen des Oberurſeler Arbeiter und Soldaten ais

wurden bei der Sichtung der Vorräte des Großen Hauptquartiers dort
u. a. gefunden: 156 Waggons Kohſen, 600 Zentner Speck, 31 Zentner
Butter und große Mengen feinſter Konſerven. Die Lebensmittel ſollen
den zurückkehrenden Truppen zugewieſen werden.

Gewerkſchaftliches.
Landarbeiter, organiſiert Euch!

Bei der frei gewerkſchaftlichen Organiſation der Land-, Wald-
und Weinbergsarbeiterſchaft Deutſchlands, dem Deutſchen Land
arbeiterverband laufen viele Anfragen wegen Organiſation derLand-
arbeiter ein, beſonders aus den Kreiſen der Arbeiter- und Sol
datenräte auf dem Lande. Da die Verbandsadreſſen nicht überall
bekannt ſind, geben wir ſie nachſtehend nach dem jetzigen Stande
richtig an:

Georg Schmidt, Verbandsvorſitzender, Berlin SO 16, Michael
kirchplatz 1, II.

David Botzenhardt, Strelitz (Alt), Predigerſtraße
Alfred Hille, Magdeburg, Regierungsſtraße 18.
Michael Keiditſch, München, Valleyſtraße 48.
Jacob Harder, Stuttgart, Adlerſtraße 20.
Paul Löhrke, Hamburg, Rumpfsweg 46.
Auguſt Grötzner, Breslau, Viorthurmſtraße 7.Wilhelm Bernier, Erfurt, Sendlitzſtraße 69.

Hans Schmaus, Mainz, Jacob-Dietrich-Straße 20.
Je nach dem Bezirk wolle man ſich an den nächſtgelegenen

Adreſſaten wenden. Von dort wird wunſchgemäß Material ver-
ſandt und auch jede weitere Auskunft erteilt.

Aus der Partei.
Die Friedensliebe der Anabhängigen.

In einer von der Unabhängigen Sozialdemokratie abgehaltenen
Verſammlung wurde u. a. mitgeteilt, daß demnächſt in Frankfurt a. M.
eine neue Zeitung der Unabhängigen Sozialdemokratie erſcheinen werde.

Lehte Lokal und Provinznachrichten.
Halkle, 29. November 1918.

Bezugeſcheine. Wie aus dem Jnſeratenteil der heutigen
Rummer hervorgeht, iſt in Bezug auf die Erteilung von Bezugs
ſcheinen eine bedeutende Er'eichterung eingetreten inſofern, als
jede weibliche Perſon zwei Bezugsſcheine für Oberkleidung ohne
die bisherige oft ſehr umſtändliche Prüfung auf Verlangen aus
zuhändigen ſind. Auch dürfte in Zukunft eine Reihe von Artikeln
ganz ohne Bozugsſcheine verabfolgt werden.

us Altoff. Allabendlich füllt ſich der große Saal des
Winkergartens mit einer ſchaul n igen Menge, um an den wirk
lich erſtklaſfigen Darbietungen des beliebten Unternehmens ſich zu
erfreuen. Sämtliche Nummern des Programms befriedigen abe
auch vollſtändig und iſt demgemäß das Jntereſſe für den Zirkus
immer mehr im Wachſen. Näheres ſiehe Anzeige. 7

Keks. Sonnabend, vormittags von 8--10 Uhr: Nr. 19501--21
vormittags von 10--1 Uhr: Nr. 21001-23000 der Leb

Rinderfett. Sonnabend, vormittags von 8-10 Uhr: Rr. 6806
bis 60500, nachmittags von 10--1 Uhr: Nr. 60 501-61

der Talamtſchule. Gefäße ſind mitzubringen.

Quark. Sonnabend, auf Abſchnitt 5 des EinkaufsſcheinsMolkereierzeugniſſe e Stellen:
Große Goſenſtraße 21, Jäckich, Große Brunnenßf
Meinhardt, G Brunn
jenigen, welche de nnten zu

r

gemeldet ſind. Jede Verſon Pfd. für s Pfennig

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
mittelſcheine jede Perſon ein Paket zum Preiſe von r

der Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 25 Pf. n
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Person ohne weiteres, also ohne

wo Bezugsscheine für Dberheidung

(Mantel, Jackenkleid, Kleid usw.
ausgestellt werden.

Es müssen sowohl in der Stadt wie auf dem Lande jeder weiblichen

n
Prüfung des Bedarfsfalles

Bezugsscheine für Bettwäsche, Handtücher, Badewäsche usw. werden wieder
erteilt, ebenso für Matratzen und Drelle.

Ohne Bezugsschein dürfen verkauft werden: Handschuhe,
Steppdecken, Wachstuche, Herren-Schlafröcke, Gamaschen, imitierte Pelz-Garni-

abgepaßte Tischzeuge,
Tischtücher, Scheuertücher, Leinen- und Baumwollstoffe und deren Ersatzstoſſfe bis
turen, Korsetts, Gürtel,

zu 50 em Länge.

Die Verfügung tritt sofort in Kraft und gilt bis

8. Januar. lne e e

Bett und

Kragen, Manschetten, Einsätze,

r u a 2r. Wieiebatat
in

Emp eenewerte Schriften velehren-
gen und unterhaltenden Charakters:

J

Die Gleichheit a 75Einreinummer

3 In freien Stunden
spannende. Romane und interessante. Erzählungen für jede Aiveneriemine Wöchentlich

Kun
wärlige

gramm.

Hausschneldereisountagszeltung/Deutsche Modenzeitunge e e geworvarg
landesverein für ſorgesdidſe

Dienstag, den 3. Dezember, abends 8s Uhr im
Hörsaal XVIII der Vniversität Prof. Dr. Hahne:
„Die vorgeschichtlichen Landesaltertümer und
ihre FErforschung“ (mit Lichtbildern).

Montag, den 9. Dezember, ebendort, Direk-
torial-Assistent Dr. Schulz. „Volkskunde und
Vorgeschichte“ (mit Vorlagen).

An den Vortragsabenden und sonst beim
Hauswart des Museums liegen Listen aus zur
Eintragung für fachwissenschaftliche Zusammen-
künfte des engsten Kreises der Freunde des
Museums und der Vorgeschichte. [1748

Hahne.

e
Nach einer Verfügung des Reichs

marineamtes vom 13. 11. 18 kann nun
mehr

I Teer2 i aeahne an Handwerker,Bedachungsgeſchäfte und pr. vate
Verbraucher, ſowie zu Straßen u.
Schiffsteernngen n. ſonſtigen An

i ſftreichzwecken abgegeben werden.
Halle, den 19. 11. 1918. [1724

Die Verwaltung
der ſtadt. Gas u. Waſſerwerke

e rZu
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Nur arg eiltſZirkus Aithoff
Halle a. S.
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Unsere Buchdrucherei,
ausgestattet mit allen
modernen, der Neuzeit

entsprechenden Schriften

Einfassungs- und Vig-
nettenmaterial, empfehlt
sich den Gewerkschafts-
und Partei Genossen,
sowie einer geehrten
Geschäftswelt zur An-
fertigung von sämtlichen
Vereins- und Geschäfts-
drucksachen, wie Ein-
tritts- und Mitglieds-
karten, Jahresberichten,
Zirkulare, Programme,

reren

DMBEEBE

ten

r u h e.e PFreie Prossem. b- w Sotrris 0 t r T Davſag

im Saal des WintergartensMagdeburger Strape.
Croß den 29. November, abends 8 Uhr

roße Gala-Vorſtellung.
Sonnabend, den 30. Novembver,

Sonntag, den 1. Dezember,
finden täglich2 grpbe Vorſtellungen 2

ſtattJn allen n ellungen ungekürztes

Zu den Nachmittagsvorſtellungen zahlen Kinder
Arbetten zu liefern. Den und Militär halbe Preiſe. [1749
geschatzten Aufträgen h r Alles Weitere ſiehe Plakate.
werden wir in jeder
Beziehung rechte Sorg-
falt angedeihen lassen.

Statuten, Rechnungen,
Prospekten u. Plakaten.
Ferner empfehlen wir
uns zur Herstellung von

e Familiendrucksachen in
nur bester und moderner

Ausführung bei ange
messener Preisstellung.
Unser Bestreben wird
sein, nur einwandfreie
und gut ausgestattete

r

de vo deutſche Revolutian

Des Volkes Sieg und Zukunft
ro i

Erich Kuttner
Redakteur des Vorwärts

dem Felde zurückgekehrt, führe ich

Stimmungen
und Keparaturen von Pianos und Flügeln
wieder ſelbſt aus. Beſtellungen erbittet

herm. Lüders [1751
Mittelſtraße 9 10aeutene Pianohanölung am Platze

Sehilder
[1752Erich naadäu riechervian i 1.

aurer und Bauarbeiter
unmnunnminnuunmnm geſucht.

Erdarbeiter
für Abraumbetrieb

finden dauernde Beschäftigung.

Elektrowerk A.G.
Grube Golpa. Post Zschornewitz,

Bahnstation Burgkemnitz.

M Preis 25 Pf.

kleider- und Kostümstoffe
im Wolle, Selde, Samt- und Sehleierstoff

Große Auswahl o Vorteiihafte Preise 1507

in Keuftan H. Elhan, luher öruhe

Stadl-Rueale

Sonnabend, den 30. Novbr.
Anfang 7 Uhr. Ende 10,45 Uhr

Lohengrin.
tür Herren Oper von Wagner.
und Knaben Sonntag nachm. Heffmangzs

Bezirk Halle.

59 Kesselschmiede
für ſofort geſucht.

Städtisches Arbeitsamt
[u786

ücheenemann 4 9chwarz/Turmſtraße5 Abteilung für Facharbeit, Pfaligrafenſtraße 2, Erdgeſch.

h e e

ler J. Saieten an
Atgen

e von Stambul.
[1471 Faſt nene echte

In großer Auswahl Möbel aller HrtS S S
Tanne xKanthaus ewerden beſohlt und H. ElIkan hriert. Frrhv ſt S hre

eine Nummer zum Preise von 15 P. 5
c

Der Wahre Jacob e
C5 Berliner lIllustrierte Zeitung 9
J Einzelnummer r 10Arbeiter Gesundheits-Bibliothek

herausgegeden unter Leitung von Dr. wen za e 50 ver

c schiedene Bändchen à 20Pk,Dokumente zum Weltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman Bibliothek
3 der beliebtesten Auſoren. S5 Für die Schneiderei: t

Mofkeuzeltung Brauenzeltung Praktische Damenmode 8
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verſtanden und die Gefahr, die abgewendet war.

Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 277. Halle, Freitag den 29. Rovember 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 29. November 1918.

Kundgebungen des A. u. S.-Rates.
Der Arbeiler und Soldalrat für Halle a. S. unterſtützt die gegen

wärlige Regierung der Volksbeauftragien und ihr ſozialiſtiſches Pro
gramm. Er fordert, daß die Nolionalverſammlung einberufen wird, ſo
bald die Vorausſetzungen dafür gegeben ſind. Bis zu ihrem Zuſammen
tritt ſind die Arbeiler- und Soldalenräke die Repräſentanten des Volks
willens.

Der Arbeiter und Soldatenrat Halle a. S.
Reiwand, Diekrich, Gruner, Beilike.

Für baldige Reichskonferenz.
Der Arbeiter und Soldatenrat Halle fordert den Vollzugsaus-

ſchuß des Arbeiter- und Soldatenrates Berlin auf, den Termin zur
Verſammlung der Arbeiter und Soldatenräte möglichſt noch vor dem
16. Dezember 1918 zu legen. Sollte der Arbeiter und Soldatenrat
Berlin den Termin hinausſchieben, ſo ſieht ſich der Arbeiter- und Sol
datenrat Halle a. S. gezwungen, ſeine Konſequenzen zu ziehen.

Der Arbeiter und Soldatenrat Halle a. S.
7

Anonyme Schreiben. Der Soldatenrat Halle a. S. teilt mit: Tagtäg-
lich gehen uns eine Anzahl von anonymen v mit allerlei Wün-
ſchen und Beſchwerden uſw. zu. Derartige Zuſchriften wandern ohne
weiteres in den Papierkorb. Wer irgend etwas vorzubringen hat, ſoll
dies mir ſeinem Namen decken. Schon zur Durchführung eventl. Nach
forſchungen iſt die Namensnennung notwendig.

17

Enklaſſungsgeſuche. Es laufen bei uns ſtändig Geſuche um Ent-
laſſung von Heeresangehörigen der Jahrgänge 1896--1899 ein. Der-
artige Geſuche können nicht berückſichtigt werden. Für Entlaſſungen
und Beurlaubungen dieſer Jahrgänge ſind die Beſtimmungen maß-
gebend, die von der Reichsleitung gegeben werden. Vor deren Bekannt-
machung müſſen derartige Geſuche grundſätzlich abgelehnt werden.

Der Soldatenrat Halle a. S.
Gruner. Beilicke.

Weitere Wahlen zum Arbeikterrat.
Weitere Vertreterwahlen von zuſammengelegten Betrieben (mit

weniger als 200 Wahlber-chtigten) finden ſtatt am

Sonnabend, dem 30. November:
Sammellager der Heeresverwaltung, Halleſche Pfönnerſchaft zu-

ſammen 1 Vertreter. Wahltag: Sonnabend, den 30. November, abends
634 Uhr, im St. Nifolaus.

Max Eggert, Elektriſche Ueberland-Zentrale, Querfurter Wurſt-
fabrik zuſammen 1 Vertreter. Wahltag: Sonnabend, den 30. Novem
ber, abends 624 Uhr, im Hotel Müller, Magdeburger Straße.

A. L. G. Dehne, Ernſt Reichardt, Maurermſtr., Goſe und Werner,
Paul Feller zuſ. 1 Vertreter. Wahltag: Sonnabend, den 30. Novem-
ber, abends 624 Uhr, bei Kautſch, Martinsberg.

Ehrh. Karras, Waiſenhaus-Druckerei, Gebauer-Schwetſchke, Buch-
binderei Friedrich zuſ. 1 Vertreter. Wahltag: Sonnabend, den 30. No-
vember, abends 414 Uhr, im Riebeckbräu, Gr. Berlin

Bernh. Moſt, Wilh. Heim, Eiſenbahn-Tiefbau zuſ. 1 Vertreter.
Wahltag: Sonnabend, den 30. Nov., abends 8 Uhr, im Hot:l Müller.

Nußbaum, Endepols u. Dunker, Franz König u. Co., Lewin,
Bruno Freytag zuſ. 2 Vertreter. Wahltag: Sonnabend, abends 6 Uhr
im St. Nikolaus.

Keferſtein, Allg. Konſum- Verein zuſ. 1 Vertreter. Wahltag: Sonn
e den 30. November, abends 6 Uhr, im Oſtſtädter Gefſellſchafts-
aus.

Fleiſchverteilung, Freiimfelderſtr., Städt. Schlacht- und Viehhof,
Häuteverwertung, Stephan u. Co zuſ. 1 Vertreter. Wahltag: Sonn
abend, den 30. November, abends 61 Uhr. Schlachthof-Gaſtwirtſchaft.

Städtiſches Tiefbauamt, Stadtgärtnerei und Straßenreinigung zuſ.
1 Vertreter. Wahltag: Sonnabend, den 30. November, abends 8 Uhr,
im Volkspark.

Wahlberechtigt ſind alle männlichen und weiblichen Arbeiter und
Angeſtellten über 18 Jahre. Werden in der Wahlverſammlung mehr
Kandidaten vorgeſchlagen als Vertreter zu wählen ſind, ſo hat die Wahl
durch Stimmzettel zu erfolgen. Einfache Mehrheit entſcheidet; bei
Stimmgleichhrit entſcheidet das Los. Nach Feſtſtellung des Wahlbe-
zirkes iſt ein Protokoll aufzunehmen, das die Namen der Gewählten

ſowie die erreichten Stimmenzahlen enthält. Dieſes Wahlprotokoll iſt

unverzüglich einzuſenden an den Vollzugsausſchuß des Arbeiterrates,
Stadthaus, 2 Treppen.

Geleitet wird die Wahl von einem Beauftragten des Arbeiterrates.

Der Vollzugsausſchuß des Arbeiterrates.
J. A.: Kilian.

Verhandlungen des A. u. S.-Rats
im Saalkreiſe

am 27. November.
Bei der Konſtituierung wurde zum 1. Vorſitzenden Genoſſe Richter,

zu deſſen Stellvertreter Silberberg ernannt. Als Schriftführer fungie-
ren May und Albrecht. Der Vorſitzende erörtert die Aufgaben desA.- und B.-Rates. Zunächſt betont er, daß die Milch- und Fettver-

ſorgung bedeutend gehoben werden muß. Er warnt vor Abſchlachtung
von Milchvieh und empfiehlt die Verringerung der Schafherden zu
Schlachtzwecken. Durch die freiwerdenden Militärpferde kann auch zur
Abſchlachtung von Zugochſen geſchritten werden. Dann empfiehlt er
eine Nachprüfung der Eierablieferung. Desgleichen ſollen die Kartoffel-
beſtände im Saalkreis einer Nachprüfung unterzogen werden. Die
Verordnungen über Abhaltungen von Treibjagden ſollen einer Revi-
ſion unterzogen werden. Gen. Schönlank bittet um Zulaſſung als
Vertreter der B.-Räte für den Niemberger Bezirk. Eine Entſcheidung
darüber behält ſich die Verſammlung vor. Albrecht-Könnern erörtert
Maßnahmen, die ſich auf Grund der politiſchen Macht auf wirtſchaft
lichem Gebiet ergeben. Nach längerer Debatte einigen ſich die Verſam-
melten darüber, daß dabei nach allgemeinen noch näher zu beſtimmenden
Richtlinien verfahren werden ſoll. Auf Vorſchlag Kilians ſollen
die Arbeiten des A.- und B.-Rates in verſchicdene Abteilungen geteilt
werden. Er ſchlägt vor, einen Ernährungsausſchuß, einen politiſchen,
einen Demobilmachungs- und Wirtſchaftsaus'ſchuß zu bilden. Als Er-
nährungsausſchuß fungieren: Ernſt-Beeſenlaublingen, Driebuſch-Büſch-
dorf-Schönnewitz und zwei noch zu wählende Bauern unter Leitung
des Gen. Richter. Als politiſcher Ausſchuß ſoll fungieren: Albrecht-
Könnern, May- Nietleben und Aderhold-Dölau. Zu Mitgliedern des
Demobilmachungsausſchuſſes wählt die Verſammlung: Silberberg-Die-
mitz, Wolf- Radewell und Baniſch-Canena. Weiter wird beſchloſſen,
jeden Freitag, nachmittags 2 Uhr, zu einer Sitzung zuſammenzutreten.
Für die nächſte Sitzung werden einige landwirtſchaftliche Sachverſtän-
dige geladen Die Kommiſſionen tagen nach Bedarf. Ueber die Ab-
haltung der Jagd wird folgender Beſchluß gefaßt: Für den Bereich des
Saalkreiſes wird das Verbot der Einzeljagd ausgeſprochen. Es dürfen
nur noch Treibjagden ſtattfinden. Jede abzuhaltende Treibjagd muß
mindeſtens ſechs Tage vorher beim Vollzugsausſchuß des A.- und B.-
Rates für den Saalkreis, Halle, Luiſenſtraße 6, angemeldet werden.
Der A. und .S.-Rat für den Regierungsbezirk Merſeburg wird erſucht,
unverzüglich eine Bekanntmachung zu erlaſſen, die die Abhaltung der
Jagd für den ganzen Bezirk regelt. Vom Gen. Wolf werden Fälle
angeführt, wo einzelnen Betrieben Lebensmittel zu Wucherpreiſen an
geboten werden. Beſchlußfaſſung über dieſe Angelegenheit wird dem
Ernährungsausſchuß überwieſen.

Die Wohnungsfrage in Halle.
Der vierte der von Lehrern der Univerſität veranſtalteten

Volksabende, der am Mittwoch in den Thaliaſälen ſtattfand, galt
der Beſprechung der Wohnungsfrage. Zunächſt hielt Regierungs-
baumeiſter a. D. Kallmeyer einen Vortrag über „Die Woh-
nungsfrage vor und während des Krieges“. Er ſchilderte eingangs
die Wohnungsnot in der Stadt Halle, die durch das Fehlen von
Neubauten bei gleichzeitigem Abgang alter unbrauchbarer Woh-
nungen, durch die in gleichem Maße wie früher ſtattfindenden
Trauungen uſw. hervorgerufen ſei. Man könne ſchätzen, daß im
ganzen Reiche 360 000 Wohnungen fehlten. Redner ſchildert ſo-
dann die Entwicklung der Wohnungsfrage überhaupt, die zum
guten Teil auf das Anwachſen der Städte zurückzuführen ſei. Es
entſtand der „Beruf“ der Bauunternehmer, unter denen es viele
unlautere Elemente gab. Die Geſetzgebung ſei der Wohnungs-
frage nur mit kleinlichen Mitteln begegnet. Am erfolgreichſten
war noch die Selbſthilfe, die in den Baugenoſſenſchaften ihren Aus-
druck findet. Dieſelbe ſuche den Weg von der Mietskaſerne zurück

zum Einfamilienhaus. Eine neuere Form dieſer Bewegung ſeien
die Siedlungsgenoſſenſchaften. Wie die Dinge jetzt ſtehen, müſſen
Zuſchüſſe der Allgemeinheit zu den Baukoſten gefordert werden.

Schließlich ſchildert Redner einige Halliſche Einrichtungen, wie das
Wohnungsamt, die Gartenſtadtgeſellſchaft uſw.

Jn der Ausſprache ergriff zunächſt Arbeiterſekretär Kleeis
das Wort, der die Wohnungsnot auf die Einrichtungen der privat.
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung zurückführte. Seither wurden
die Wohnhäuſer von den Unternehmern weniger deshalb gebaut,
damit darin Menſchen eine Heimſtätte finden, ſondern um Geld zu
verdienen. Damit wurde die Wohnung zu einer Ware, deren Prei
ohne Rückſicht auf den wirklichen realen Wert von der „Konjunktur“,
dem Wohnungsmarkt abhängt. Daher manche unerhörten Miets
ſteigerungen während des Krieges. Aus dieſen Zuſammenhängen
heraus entſtand auch die Bodenſpekulation. Die Wohnungsnot be
ſteht darin, daß die Wohnungen zu knapp und zu ſchlecht und im
allgemeinen (für die Arbeiterverhältniſſe) zu teuer ſind. Arbeiter
müſſen in der Regel 25 bis 40 v. H. ihres Einkommens für di.
Wohnung aufwenden. Mit den ſeitlerigen Mitteln wie Wertzu
wachs- und Umſatzſteuer uſw. kann die Wohnungsnot nicht ernſt
haft bekämpft werden. Es müſſen ihre Urſachen beſeitigt werden
durch die Sozialiſierung des Wohnweſens, die hier ein großes An
beitsfeld findet. Das Ziel iſt die Verſtaatlichung des Grund und
Bodens und die Errichtung von Wohnungen auf Koſten der Allge
meinheit. Vorläufig müſſen die Gemeinden Bauland erwerben und
Wohnhäuſer in eigener Regie errichten. Die Enteignungsrechte
von Grund und Boden müſſen erweitert werden. Notwendig ſei
cuch ein Reichswohngeſetz. Reder beſprach ſchließlich verſchiedene
Maßnahmen des Magiſtrats der Stadt Halle. Das Verlangen,
große Wohnungen aufzuteilen (es gibt doch Fälle, daß zwei bis
drei Perſonen 15 bis 20 und noch mehr Zimmer bewohnen) ſei
bisher nicht erfüllt worden. Die Wohnungsinſpektion ſei nach
Kriegsausbruch aufgehoben worden. Das Mietseinigungsamt ſe
erſt auf die Stadt übernommen worden, als es abſolut nicht anders
mehr ging. Das neue, nach Teilſtrecken bemeſſene Straßenbahn-
fahrgeld ſtehe mit einer geſunden Wohnungspolitik im Widerſpruch.
Solle das Volk nicht kulturell zurückgehen, müßten in der Woh-
nungsfrage durchgreifende Maßnahmen ergriffen werden.

weitere Debatte war ſehr lebhaft.
Balke verſpricht ſich vom Bauen in eigener Regie der Gemeinden
nicht viel. Er tritt für Baugenoſſenſchaften ein. Die hohen Ar
beiterlöhne und Preiſe für Baumaterial hinderten die Bauluſt.
Geheimrat Abderhalden tritt für Zuſchüſſe des Staates zum
Bau von Arbeiterwohnungen ein, da dieſe reichlich Früchte tragen.
Ein Baufachmann empfahl die Errichtung von Wohnhäuſer
durch die Gemeinden. Könnten dieſe auch nicht billiger bauen, ſo
bauen ſie doch beſſer. Die Gemeinden, die damit Verſuche unter-
nommen haben, wie Ulm, haben gute Erfahrungen gemacht. Ein
weiterer Redner ſchiebt die Schuld an dem Wohnungselend auf
die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung. Nur die Beſeitigung dieſer,
die bevorſtehe, ſchaffe Beſſerung. Schließlich widerlegte, Profeſſor
Waentig einige Einwendungen, die ihm brieflich auf ſeinen
letzten Vortrag über den Sozialismus zugegangen ſind. Am Volks-
abend nächſten Mittwoch ſoll über Demokratie
werden.

D.Die

geſprochen

Beſſere Ausſichten über die Tavakverfſorgung. Man ſchreibt:
Das bevorſtehende Ende des Krieges dürfte es ermöglichen, den kürz
lich noch in abſehbarer Zeit zu erwartenden vollkommenen Stillſtand
unſerer Zigarrenfabrikation zu vermeiden. Bekanntlich iſt durch ein
weitere Herabfetzung der Tabakkontingente eine beſchränkte Aufrecht
erhaltung des Betriebes in den Zigarrenfabriken ermöglicht worden.
Die vorhandenen Tabakvorräte reichen aus, bis der Tabak der letzten
deutſchen Ernte zur Verarbeitung gelangen kann. Jnzwiſchen wird
aber wohl zweifellos überſeeiſcher Tabak zur Einfuhr gelangen können.
Nach einem Konſularbericht aus Rotterdam über die Lage des hollän
diſchen Tabakmarktes, lagern in den holländiſchen Kolonien ſehr beden-
tende Mengen von Rohtabak. Die Schwierigkeiten der Ausfuhr haben
den größten Teil der letzten Ernten in NiederländiſchIndien zurückge-
halten. Abgeſehen von den außerordentlich großen Kapitalien, die auf
dieſe Weiſe feſtliegen, iſt auch ein ſehr großes Riſiko damit verbunden,
da die Gefahr beſteht, daß die Deckblätter durch den langen Aufenthalt
im warmen Klima leiden. Holland hat daher ein dringendes Intereſſe
daran, die auf Sumatra und Java lagernden großen Poſten von Roh-

Zwiſchen Himmel und Grde.
59 Roman von Otto Ludwig.
Die erregten Menſchen unten auf der feſten Erde

hielten ſich krampfhaft an ihren eigenen Händen, an ihren
Stöcken, ihren Kleidern an, um nicht herabzuſtürzen von der
entſetzlichen Höhe. So ſtanden ſie ſicher und hingen doch zu-
gleich über dem Abgrunde des Todes, jahrelang, ein Leben
lang, denn die Vergangenheit war nicht geweſen; und doch
wars nur ein Augenblick, ſeit ſie oben hingen. Sie vergaßen
die Gefahr der Stadt, ihre eigene über die Gefahr des Men-
ſchen da oben, die ja doch ihre eigene war. Sie ſahen, der
Brand war getilgt, die Gefahr der Stadt vorüber; ſie wuß-
ten es wie in einem Traume, wo man weiß, man träumt;
es war ein bloßer Gedanke ohne lebendigen Jnhalt. Erſt,
als der Mann die Leiter herabgeklommen, in der Ausfahr-
tür verſchwunden war und die Leiter ſich nachgezogen hatte,
erſt als ſie nicht mehr oben hingen, als ſie ſich nicht mehr
an den eigenen Händen, Stöcken und Kleidern feſthalten muß-
ten; da erſt kämpfte die Bewunderung mit der Angſt, da erſt
erſtickte der Jubel: „Zu, braver Junge!“ in dem Angſtruf:
„Er iſt verloren!“ Eine alterszitternde Stimme begann zu
ſingen: „Nun danket alle Gott.“ Als der alte Mann an die
Zeile kam: „der uns behütet hat,“ da erſt ſtand alles vor
ihrer Seele, was ſie verlieren konnten und was ihnen gerettet
war. Die fremdeſten Menſchen fielen ſich in die Arme, einer
umſchlang in dem andern die Lieben, die er hätte verlieren
können, die ihm gerettet waren. Alle ſtimmten ein in den
Geſang, und die Töne des Dankes ſchwollen durch die ganze
Stadt, über Straßen und Plätze, wo Menſchen ſtanden, die
gefürchtet hatten, und drangen in die Häuſer hinein bis in
das innerſte Gemach und ſtiegen bis in die höchſte Boden-
kammer hinauf. Der Kranke in ſeinem einſamen Bett, das
Alter in dem Stuhl, wohin es die Schwäche gebannt hielt.
ſang von ferne mit: Kinder ſangen mit; die das Lied nicht

Die ganze
Stadt war eine einzige große Kirche, und Sturm und Donner
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Nettenmair! Wo iſt der Nettenmair? Wo iſt der Helfer?
Wo iſt der Retter? Wo iſt der kühne Junge? Wo iſt der
brave Mann?“ Sturm und Gewitter waren vergeſſen. Alles
ſtürzte durcheinander, den Gerufenen ſuchend; der Turm von
Sankt Georg wurde geſtürmt. Den Suchenden kam der Zim-
mermann entgegen und ſagte, der Nettenmair habe ſich einen
Augenblick im Türmerſtübchen zur Ruhe gelegt. Nun dran-
gen ſie in den Zimmermann, er ſei doch nicht beſchädigt?
Seine Geſundheit habe doch nicht gelitten? Der Zimmer-
meiſter konnte nichts ſagen, als daß Nettenmair mehr getan
habe, als ein Menſch im gewöhnlichen Lauf der Dinge zu
tun imſtande ſei. Bei ſolchen Gelegenheiten, wie die Ret-
tung heute, ſei der Menſch ein anderer; hintennach erſtaune
er felber über die Kräfte, die er gehabt. Aber es bezahle ſich
alles. Jhn den Zimmermeiſter ſollte es nicht wundern,
ſchliefe Nettenmair nach der gehabten Anſtrengung drei
Tage und drei Nächte „in einem Ritt“ hintereinander fort.
Die Leute ſchienen bereit, ſo lange auf den Treppen zu war-
ten, um den Braven nur gleich nach ſeinem Erwachen zu
ſehen. Unterdes hatte ein angeſehener Mann auf dem nahen
Marktplatze eine Geldſammlung begonnen. Geld lohne frei-
lich ſolch ein Tun nicht, als der Brave heute bewieſen; aber
man könne ihm wenigſtens zeigen, man wiſſe, was man ihm
zu danken habe. Jn der Stimmung des Augenblicks, die in
jedem einzelnen wiederklang, liefen ſogar anerkannte Geiz-
hälſe haſtig heim, ihren Beitrag zu holen, unbekümmert
darum, daß ſie es eine Stunde ſpäter reuen würde. Wenige
von den Wohlhabenderen ſchloſſen ſich aus; die Aermeren
ſteuerten alle bei. Der Sammler erſtaunte ſelbſt über den
reichen Erfolg ſeiner Bemühungen.

Wohl eine halbe Stunde hatte Apollonius gelegen. Ehe
er ſich gelegt, hatte er noch geſorgt, daß die Laternen vor-
ſichtig ausgelöſcht wurden. Er hatte die Ausfahrtür ge-
ſchloſſen und die Spritze leeren, die Schlänche in die Türmer-
ſtube bringen laſſen, damit der Froſt keinen Schaden
daran bringen konnte. Er vermochte kaum mehr zu ſtehen.
Der Bauherr, der unterdes heraufgekommen war, hatte ihn
dennoch halb mit Gewalt in die Türmerſtube herunterbringen

die rieſige Orgel darin. Und wieder erhob ſich der Ruf: „Der müſſen. Dann hatte der Freund die Tür von innen ver-
riegelt, Apollonius genötigt, die gefrorenen Kleider anszu-
ziehen, und dann wie eine Mutter an ſeines Lieblings Bett
geſeſſen. Apollonius konnte nicht ſchlafen; der alte Mann litt
aber nicht, daß er ſprach. Er hatte Rum und Zucker mit-
gebracht; an heißem Waſſer fehlte es nicht; Apollonius aber,
der nie hitziges Getränk zu ſich nahm, wies den Grog dankend
zurück. Der Geſelle hatte unterdes friſche Kleider ge
holt. Apollonius verſicherte, er befinde ſich wieder vollkommen
kräftig, aber er zögerte, aus dem Bette aufzuſtehen. Der
Alte gab ihm lachend die Kleider. Apollonius hatte ſich vor-
hin unter der Decke ausgezogen, nnd ſo zog er ſich wieder
an. Der Bauherr kehrte ſich ab von ihm und lachte durch
das Fenſter Sturm und Blitzen zu; er wußte nicht, ob über
Apollonins Schamhaftigkeit, oder überhaupt aus Freude an
ſeinem Liebling. Er hatte oft bereut, daß er Junggeſelle ge
blieben war; jetzt freute es ihn faſt. Er hatte ja doch einen
Sohn, und einen ſo braven, als ein Vater nur wünſchen
kann.

Auf dem Wege begann eine große Not für Apollonius.
Er wurde von Arm in Arm geriſſen; ſelbſt angeſehene Frauen
umarmten und küßten ihn. Seine Hände wurden ſo gedrückt
und geſchüttelt, daß er ſie drei Tage lang nicht mehr fühlte.
Er verlor ſeine natürliche edle Haltung nicht; die verlegene
Beſcheidenheit dem begeiſterten Danke, das Erröten dem be
wundernden Lobe gegenüber, ſtand ihm ſo ſchön an, als ſein
mutig entſchloſſenes Weſen in der Gefahr. Wer ihn nicht
ſchon kannte, verwunderte ſich; man hatte ſich ihn anders
gedacht, braun, keckäugig, verwegen, überſprudelnd von Kraft
gefühl, wohl ſogar wild. Aber man geſtand ſich, ſein An-
ſehen widerſprach dennoch nicht ſeiner Tat. Das mädchen-
hafte Erröten einer ſo hohen männlichen Geſtalt hatte ſeinen
eigenen Reiz, und die verlegene Beſcheidenheit des ehrlichen
Geſichts, die nicht zu wiſſen ſchien, was er getan, gewann:
die milde Beſonnenheit und einfache Ruhe ſtellte die Tat
nur in ein ſchöneres Licht; man ſah, Eitelkeit und Ehrbe-
gierde haften keinen Teil daran gehabt.

(Fortſetzung folgt.)
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kabak nach Europa zu ſchaffen und zum Verkauf zu bringen. Die Ver
einigten Staaten haben ihre Bezüge an holländiſchem Kolonialtabak in
der letzten Zeit eingeſchränkt. Von jeher war Deutſchland auf den
holländiſchen Tabakmärkten der größte Abnehmer. Bei den ſehr reich
lichen Vorräten iſt nicht anzunehmen, daß die Kriegspreiſe, die deilweiſe
eine Einfuhr vollkommen unmöglich machten, aufrechterhalten werden
können. Auch aus Braſilien kommt die Nachricht, daß dort ſehr reich
liche Tabakvorräte lagern. Unſere Zigarreninduſtrie, und mit ihr die

gehen alſo zweifellos beſſeren Zeiten entgegen; zu einem voll
ſtändigen Stillſtand der Er nung wird es nicht kommen, und die
gegenwärtigen Phantaſiepreiſe dürften in abſehbarer et bedeu
tend zurückgehen. Allerdings iſt damit zu rechnen, daß inzwiſchen ein
neues Tabakſteuergeſetz kommen wird, das von der Zigarre eine neue
Abgabe in Form einer Banderole erheben wird. Der Rauchgenuß wird
alſo in Zukunft nicht unweſentlich koſtſpieliger ſein, als er vor dem
Kriege war.

Landesverein für Vorgeſchichte. Vorträge finden ſtatt: Diens
tag, den 3. Dezember, abeds 8 Uhr, im Hörſaal 18 der Univerſität.
Prof. Dr. Hahn ſpricht über „Die vorgeſchichtlichen Landesaltertümer
und ihre Erforſchung“'. Mit Lichtbildern. Montag, den 9. Dezember,
abends 8 Uhr, an derſelben Stelle. Dir.-Aſſſt. Dr. Schulz ſpricht über
Volkskunde und Vorgeſchichte. Mit Vorlagen. An den Vortrags-
abenden und ſonſt beim Hauswart des Muſeums liegen Liſten aus zur
Eintragung für fachwiſſenſchaftliche Zuſammenkünfte des engſten Krei-
ſes der Freunde des Muſeums und der Vorgeſchichte.

Für öſterreichiſche und ungariſche Soldalen aus Magdeburg und
der Provinz Sachſen wird Auskunft in allen Militär- und Paß-Ange-
legenheiten, über Unterſtützungen und rückſtändige Löhnungen uſw.
durch den Vertreter des öſterreichiſch- ungariſchen Generalkonſuls Ber-
lin: Herrn Carl Cordes, Magdeburg, Moltke-Straße 12b, erteilt.
Bureauſtunden: 9--12 Uhr vormittags.

Zum Freibank-Verkauf am 30. d. M. werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen: Um 8 Uhr: Nr. 1451 bis
1550; um 9 Uhr: Nr. 1551--1650; um 10 Uhr: 1651--1750; um
11 Uhr: Nr. 1751--1850; um 12 Uhr: 1851--1950.

Theater. Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Freitag, gelangt Waltex Harlans gotiſches

Luſtſpiel „Die vorſichtige Jungfrau“ zur Erſtaufführung. Sonn-
abend Anfang 7 Uhr „Lohengrin“. Sonntag nachmittag
334 Uhr Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen Hoffmanns
Erzählungen“, abends 754 Uhr „Die Roſe von Stambul“. Montag
„Tiefland“.

Thalia- Theater. Am Sonntag, dem 1. Dezember geht im
Thalia-Theater unter der Spielleitung von Oberſpielleiter
Theo Modes Max Halbes Drama „Der Strom'“ in Szene.

Aus der Provinz.
An die Parteigenoſſen jm Bezirk.

Die große Umwälzung in Deutſchland hat die ganze Bevölkerung
mit lebhaftem volitiſchen Jntereſſe erfüllt. Da iſt es leichter als
ſonſt möglich, neue Mitglieder für die Parteiorganiſation zu ge
winnen. Jeder Genoſſe benutze daher die vielfachen Gelegenheiten,
um neue Anhänger und Mitglieder zu werben.

Mit Parteigruß.
Der Begzirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei

im Regierungsbezirk Merſeburg.
J. A.: R. Dreſcher, Halle a. S., Harz 4244.

An die A. u. S.-Räte des Regierungs
bezirks Merſeburg.

Zur beſſeren Erfaſſung und Verteilung der Jagdbeute wird
im Jntereſſe einer möglichſt gleichmäßigen Verſorgung der Be-
völkerung mit Wild den örtlichen Arbeiter- und Soldatenräten
empfohlen, falls ſie ſeither noch keine andere Regelung getroffen
haben, Jagden unter folgenden Bedingungen zu geſtatten:

1. Einzeljagden ſind unterſagt.
2. Es dürfen nur Treibjagden, und zwar höchſtens zwei bis

Schluß der Jagdzeit (das iſt am 15. Januar n. J.) abgehalten
werden. Wenn ſchon eine Jagd ſtattgefunden hat, darf nur
noch eine Treibjagd abgehalten werden.
Der Jagdtermin muß mindeſtens acht Tage vorher der vor-
geſetzten Dienſtſtelle (für den Landkreis dem Landrat, für
den Stadtkreis dem Magiſtrate) angemeldet werden. Von
dieſen Behörden wird umgehend der Termin dem zuſtändigen
Arbeiter- und Soldatenrate mitgeteilt.
Die von den Behörden zur Jagdbeaufſichtigung getroffenen
Anordnungen bleiben auch weiter beſtehen. Arbeiter und
Soldatenräte entſenden zur Kontrolle der Jagdbeute in
jedem Falle Kontrolleure, welche den behördlich beauftragten
Organen (Gendarmen) beigeordnet werden.
Die Verteilung der Jagdbeute wird wie folgt geregelt:
a) der Jagdpächter erhält für ſeinen und ſeiner Schützen

Bedarf von einer Beute bis 50 Stück Niederwild 10 Stück,
von 50 bis 100 Stück 15 Stück,
bis 200 Stück. 20

4300 8309400 40500
Mehr als 50 Stück ſtehen dem Jagdpächter für ſich und ſeine

Schützen auf keinen Fall zu.
Von dem verbleibenden Reſt erhält 5 die zuſtändige Abnahme-

ſtelle. Die danach verbleibende Beute wird nach Maßgabe der Be
d s6giffer auf die Stadt- und Landgemeinden des Kreiſes
verteilt.

Der Bezirks-Arbeiter- und Soldatenrat.
J. A.: Die Kommiſſare: Düwell, Koenen, Müller.
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Sämiliche Arbeiter und Soldatenräte des Bezirks wollen
unverzüglich die Adreſſen ihrer Bureaus oder Vorſitzenden eventl.
274 ihre Telephonanſchlüſſe dem unterzeichneten Sekretariat mit
teilen.

Sekretariat des Bezirks-Arbeiter- und Soldatenrates
in Merſeburg.

Das Zuſammenarbeiten mit den
A. u. S.-Räten.

Berlin, 27.. November. Den Oberpräſidenten und Regie-
rungspräſidenten iſt am 14. November ein telegraphiſcher Erlaß
der preußiſchen Regierung über die Zuſammenarbeit der Verwal
tungsbehörden mit den Arbeiter und Soldatenräten ſowie den eiwa
entftandenen Bauernräten zugegangen, nach dem die Vertreter des
A. und S. oder Vauernrates als Kontrollinſtanz den einzelnen
Verwaltungsbehörden, insbeſondere alſo den Oberpräſidenten, Re
aierungen, Landratsämtern zur Seite zu treten haben und bei allen
wichtigeren Verhandlungen zuzuziehen ſind. „Die Form dieſer Zu
ziehung,“ fährt der Erlaß fort, „wird ſich vom Standpunkte gegenſeitiger loyaler Unterſtützung im einzelnen leicht finden en
wenn dabei das Ziel unbedingter Fernhaltung jeder Störung der
öffentlichen r und Sicherheit im Auge behalten wird.

Die Grundſätze dieſes Erlaſſes haben auch für die kommunalen
Verwaltungen in Land und Stadtgemeinden, Kreiſen und Pro
vingen Geltung. Die Gemeindeverwaltungsbehörden, insbeſondere
in den Städten, haben ſich auf Verlangen der Kontrolle der Ar

beiter und Soldatenräte zu unterſtellen und ſie bei allen wichtigeren
Verhandlungen zuzuziehen. Die S ane Form dieſer Zuziehung
wird fig ebenſo wie bei den ſtaatlichen Behörden je nach den ört-
lichen Verhältniſſen bei loyalen gegenſeitigen r
unſchwer finden laſſen. Eine geeignete Heranziehung intereſſierterund kontrollierender erſoönlichteilen zu dieſer Mitarbeit iſt durch

die Bildung gemiſchter Deputationen unter Beteiligung ſtimm
fähiger Bürger in Anlehnung an den 8 50 der öſtlichen Städte-
ordnung und die entſprechenden Beſtimmungen der übrigen Städte-
ordnungen Eine ſolche Deputation wird, wenn ſie mit den
erforderlichen Vollmachten ausgeſtattet iſt, und eine entſprechende
Zahl von Mitgliedern der Arbeiter und Soldatenräte umfaßt, die
zugleich entweder den ſtädtiſchen Körperſchaften angehören oder
doch ſtimmfähige Bürger ſind, in vielen Fällen eine geeignete Form
für die Zuſammenarbeit bilden.

Die preuß. Volkskommiſſare: Dr. Breitſcheid. Hirſch.

Weißenfels. Eiſenbahnraub. Jn der Nacht vom 21. zum
22. d. M. iſt auf dem hieſigen Güterbahnhof ein Eiſenbahnwagen
aufgebrochen worden und aus dieſem zwölf Stück Federbetten, dar-
unter ſechs Kopfkiſſen, drei Unter- und drei Oberbetten, zwei Bett-
bezüge, ſechs Kopfkiſſenbezüge, drei weiße Bettücher und ein Regu-
lator geſtohlen worden. Der Tat verdächtig iſt ein Soldat und zwei
Frauensperſonen. Sachliche Angaben erbittet die Polizei-
Jnſpektion.

Naumburg. 2400 Gramm Brot wöchentlich! Die
Brotration wird im Stadtkreiſe Naumburg von 2000 Gramm auf
2400 Gramm erhöht. Den Schwer- und Schwerſtarbeitern wird
auf Anordnung des Kriegsernährungsamtes die Erhöhung auf ihre
Zulagen angerechnet. Für ſie liegt jedoch die erhebliche Verbeſſe-
rung in der Erhöhung der Brotmenge für ihre Familienmitglieder.

Zeitz. Le uchtöl. Auf Nr. 1 und 2 der roten Leucht-Oelkarte
für Dezember entfallen je z Liter Petroleum. Abgabe bei den
Firmen: Konſum-Verein, Emil Böhme, Beamten-Wirtſchaftsverein,
Brager Nachf., Elſäſſer Nachf., Wendiſcherberg, Oskar Franke,
Donaliesſtraße, C. F. Otto Hayner, Waſſervorſtadt, Herm. Kähler,
Neumarkt, Wilh. Nägler, Brüderſtraße, Richter Nachf., Nikolaiplatz,
Th. Schumann, Waſſervorſtadt, Stein Nachf., Meſſerſchmidtſtraße,
H. A. Steinbach, Waſſervorſtadt, Karl Uhlein, Wendiſcherberg, Arno
Vollwerth, Schützenſtraße, Alfred Böhme, Steinsgraben, Findeiſen
Nachf., Kalkſtraße, Artur Springer, Stephanſtraße, E. Funke,
Lindenſtraße, Herm. Buchmann, Brühl, Louis Eidner, Voigtsmauer,
Joh. Hadrian, Schädeſtraße, Herm. Henſchel, Geraer Straße,
Max Knorr, Leſſingſtraße, Richard Naumann, Ritterſtraße, Ewald
Roſe, Hoſpitalſtraße, Th. Seydel, Nätherſtraße, Rud. Steinbrecher,
Kloſterſtraße, Herm. Hirt, Geraer Straße.

Zeitz. Von einem Wachtpoſten erſchoſſen wurde am
Montag abend auf dem hieſigen Güterbahnhof ein Mann, der fürdie hieſigen Truppen beſtimmte Lebensmittel ſtehlen wollte. Der
Poſten ſoll ihn zweimal angerufen und auch zwei Schreckſchüſſe ab-
gegeben haben. Als der Mann mit einem Stock auf ihn eindrang,
ſchoß er ihn nieder. Der Erſchoſſene iſt der Glaſer Otto in der
Ritterſtraße. Der traurige Vorfall, dem ein Menſchenleben zum
Opfer fiel, möge für gewiſſe Elemente eine Warnung ſein.

Bitterfeld. Schwerer Unfall. Bei der Ausfahrt eines
Militärzuges nach Lichterfelde bzw. Oſtpreußen wollte ein zum
Transport gehöriger 25jähriger Soldat aus dem Kreiſe Stargard
auf den Zug aufſpringen. Hierbei verfehlte er jedoch das Tritt-
brett des Zuges und fiel zwiſchen Zug und Bahnſteig, wobei ihm
der rechte Arm und der linke Fuß abgefahren wurden. Der Schwer-
verletzte wurde nach Halle übergeführt.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſche Verluſt-
liſte Nr. 1292 enthält aus dem Kreife Bitterfeld und deſſen Umgebung
folgende Namen: Carl Bachmann aus Roitzſchjora, vermißt. Hermann
Barth aus Siedersdorf, vermißt. Karl Bennemann aus Pouch, leicht
verwundet. Wilhelm Berger aus Delitzſch, vermißt. Wilhelm Berger
aus Roitzſch, leicht verwundet. Gefreiter Karl Booft aus Petersroda,
leicht verwundet. Gefreiter Willi Braune aus Muldenſtein, vermißt.
Reinhold Gehrecke aus Paupitzſch, leicht verwundet. Friedrich Geiſt
aus Pouch, leicht verwundet. Karl Gründling aus Klitzſchmar, laut
privater Mitteilung in Gefangenſchaft. Alfred Herber aus Zſchorla, in
Gefangenſchaft. Karl Hille aus Plodda, vermißt. Gefreiter Reinhold
Junge aus Doberſchütz, leicht verwundet. Alfred Kirſtein aus Söllichau,
leicht verwundet. Gefreiter Otto Knittel aus Rackwitz, leicht verwundet.
Willy Lieber aus Jeßnitz (bisher vermißt), in Gefangenſchaft. Ser
geant Oswald Männicke aus Jeßnitz, vermißt. Gefreiter Paul Müller
aus Zörbig, vermißt. Karl Nickliſch aus Zaaſch, vermißt. Karl Pötzſch
aus Pruſſendorf, leicht verwundet Walter Richter aus Kömmlitz, Kr.
Delitzſch, leicht verwundet. Franz Roll aus Hohenleina, leicht verwun-
det. Richard Scheffler aus Holzweißig, in Gefangenſchaft. Paul
Schröter aus Ramſin, leicht verwundet. Ernſt Schüler aus
leicht verwundet. Albert Siegmann aus Naundorf, Kr. Delitzſch, lei
verwundet. Gefreiter Otto Tenſcher aus Kölſa, vermißt Otto Teub-
ner aus Delitzſch (bisher vermißt), in Gefangenſchaft. Unteroffizier
Kurt Wannewitz aus Düben, leicht verwundet.

Aus den ſächſiſchen Verluſtliſten Nr. 553 und
5 54: Albin Schladitz, aus Zſchölkau, vermißt. Unteroffizier Paul
Teubner aus Deiitzſch, leicht verwundet. Gefreiter Paul Werner aus
Brodau, leicht verwundet. Guſtav Booſt aus Landsberg, aus der Ge
fangenſchaft zurück. Emil Clemens aus Delitzſch, beicht verwundet.
Bruno Lange aus Delitzſch (bisher vermißt), in Gefangenſchaft. Her
mann Olle aus Zſchieſewitz, gefallen. Otto Rauſchenbach aus Lands-
berg, ſchwer verwundet.

Aus der Marine-Verluſtliſte Nr. 161: Maſchiniſt
Reinhold Niemann aus Schladitz, am 17. September 1918 in Wilhelms-
haven geſtorben.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſchen Ver
luſtliſten Nr. 1298, 1299 und 1300 enthalten aus dem Kreiſe Bitter
feld und deſſen Umgebung folgende Namen: Gefreiter Willy Baum-
garte aus Zörbig, leicht verwundet. Heinrich Behrend aus Jeßnitz,
leicht verwundet. Franz Bock aus Mühlbeck, vermißt. Richard
Böhme aus Spröda, vermißt. Offizierſtellvertreter Karl Dorn aus
Bitterfeld, vermißt. Gefreiter Oswin Fahro aus Collau, Kreis
Delitzſch, gefallen. Willy Fränkel aus Zſchepkau, vermißt. Otto
Gebhardt aus Bobbau, leicht verwundet. Otto Gebhardt aus
Sandersdorf, vermißt. Willy Gebhardt aus vermißt.
Gefreiter Richard Geißler aus Zſchöckau, leicht verwundet. Willh
Gräfe aus Wöllnau, ſchwer verwundet. Gefreiter Paul Heide aus
Petersroda, gefallen. Otto Hönemann aus Söllichau, vermißt.
Alfred Hohyer aus Zſchepkau, leicht verwundet. Hermann Hummel
aus Göttnitz, leicht verwundet. Friedrich Jahn aus Cöſſeln, ver
mißt. Otto Kappe aus Jeßnitz, in Gefangenſchaft. Alfred Koch
aus Doberſchütz, vermißt. Theodor Küſter aus Bitterfeld, leicht
verwundet. Gefreiter Franz Lärm aus Rieda, vermißt. Otto
Meier aus Niemegk, vermißt. Paul Merzell aus Zſchernitz, leicht
verwundet. Max Oehmicke aus Drehlitz, vermißt. OCswald Piller
aus Göritz, Kreis Delitzſch, leicht verwundet. Vizefeldwebel Ernſt
Quilitzſch aus Bitterfeld, vermißt. Franz Quilitzſch aus Zörbig,leicht verwundet. Leutnant der Reſerve Georg Rosner aus Bitter
feld, vermißt. Oswald Richter aus Radefeld, leicht verwundet.
Albin Ronneburger aus Paupitzſch, vermißt. Emil Sack aus Wiede-
mar, vermißt. Sergeant Otto Schmidt aus Delitzſch, leicht ver
wundet. ilhelm Schmidt aus Durchwehna, vermißt. ranz
Thurig aus Werben bei Stumsdorf, leicht verwundet. Max Uhlig
aus Heideloh, gefallen. Martin Walkowiak aus Bitterfeld, leicht
verwundet
mißt. Walter Wiegand aus Pelersroda, leicht verwundet. Kurt
Witters aus Roitzſch (bisher vermißt), in Gefangenſchaft. Unter
offizier Otto Zeidler aus Boyda, vermißt.

Wittenberg. Einbruch. Der verſchloſſen Keller des
Herrn Majors Koch-Hagen, Berliner Straße 15, iſt in der Nacht
27 Dienstag von Dieben erbrochen worden und haben die Ein
recher, von denen jede Spur fehlt, Lebensmittel im Geſamtwerte

von 159 M. geſtohlen.

Leutnant d. Reſ. Richard Werner aus Delitzſch, ver

Zehmigkau. Vollſtändig ausgeraubt wurden in ver
Woche von mehreren Perſonen, darunter Soldaten, die

indmühlen hier und im preußiſchen Dorfe Röpen. Außer Mehl
und Getreide ließen die Spitzbuben, denen man auf der Spur iſt,
alles mitgehen, was ſie erreichen konnten, z. B. Säcke, Sackbänder,
viele kleine Leute, die nur geringe Mengen Getreide, ſog. Leſekorn,
auf der Mühle hatten.

Aus aller Welt.
Raubüberfall auf einen Eiſenbahnzug.

Tu. Frankfurt (Main), 27. November. Jn der vorvergangenen Nacht
wurde auf einen zwiſchen Friedberg und Roßbach ſtehenden
Eiſenbahnzug mit Militärgut ein Ueberfall verſucht, bei dem es
zwiſchen dem Wachtpoſten und den angreifenden Räubern (Zivilper-
ſonen) zu einem regelrechten Feuergefecht kam. Die h ent
kamen, ohne etwas geraubt zu haben, im Schutze der Dunkelheit.

Die Eltern ermordet aufgefunden.
Dortmund, 27. November. Jn der vergangenen Racht wurden die

Eheleute Landwirt Bichmann zu Wambelerholz von ihrem aus dem
Lazartt heimkehrenden Sohn ermordet aufgefunden. Der Täter
hat ſeine Opfer mit einer Axt erſchlagen, darauf einen grobe Gold
betrag, ſowie einige Wertſachen und Kleidungsſtücke geraubi. Bezüglich
der Täterſchaft laſſen ſich noch keine beſtimmten Angaben machen, doch
fahndet die Kriminalpolizei auf einen früheren Knecht, den 18jährigen
Nikolaus Wagner aus Luxemburg, der ſeit geſtern abend ſpurlos ver
ſchwunden iſt.

Letzte Vachrichten.
Aebertriebene Streikgerüchte.

Berlin, 27. November. Jn der Provinz ſind übertriebene Gerüchte
im Umlauf von großen Skreiks in Berlin, die wohl darauf zurückzu-
führen ſind, daß die Spartakusgruppe für den Mittwoch eine Parole
zur Arbeitsniederlegung ausgegeben hatte. Wie die V. Z. feſtſtellt, iſt
dieſe Nachricht durchaus unzutreffend. Jn allen Großbetrieben wird
arbeitet und nur ganz vereinzelt finden wieder Streiks ſtatt. Bei der
A. E. G. und den Siemenswerken wird überhaupt nicht geſtreikt, bei
Borſig befindet ſich ein nur verſchwindend geringer Teil der Belegſchaft
im Ausſtand

Bekanntmachung.
Diejenigen Kartoffelkleinhändler, welche Kundenliſten ein

gereicht haben, haben ſich einen Kartoffelgroßhändler zu wählen,
von dem ſie ihre Kartoffeln zu beziehen wünſchen, und ſich um
gehend bei ihm anzumelden.

Zum Verkauf als Großhändler ſind zugelaſſen die Firmen:
H. Bernſtein, Götſcheſtraße 3.
K. Erbe, Auguſtaſtraße 10.
R. Gödicke, Martinſtraße 24.
S. Herdan, Eichendorffſtraße 9.
J Nebel, Jakobſtraße 30.

K. P. Otto, Königſtraße 71.
Fr. Probſt, Alter Markt 36.
W. Wilke, Sternſtraße 5.

Dieſe haben bis ſpäteſtens Montag, 2. Dezember, eine Liſte ein
zureichen über diejenigen Kartoffelkleinhändler, die ſich bei ihnen
angemeldet haben.

Halle, den 29. November 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Auf Grund der Bekanntmachung vom 12. April und 24. Mai d. J.

betr. die Kohlenverforgung für den Stadtkreis Halle für die Zeit vom
1. Mai 1918 bis 30. April 1919 wird folgendes beſtimmt:

1. Während des Monats Dezember gelten beim Einkauf kleiner
Kohlenmengen von der roten Kohlenkarte die Nummern 11 bis 18 als
vorzugsberechtigt.

Die Händler ſind verpflichtet, an ihre Kunden auf jede dieſer Num
mern 58 Zentner Briketts ohne Rückſicht auf die Verſorgung anderer
Berbraucher abzugeben.

Bei genügendem Kohlenworrat kann gleichzeitig auf mehrere der
genannten Nummern Kohle abgegeben werden. Eine Verpflichtung
der Händler beſteht hierzu nicht.

2. Die Verbraucher ſind verpflichtet ihren Bedarf bei demjenigen
Händler zu decken, bei dem ſie als Kunde angemeldet ſind. Die vor
er Abgabe von Kohle auf die noch nicht aufgerufenen Nummern
iſt verboten.

3. Die Händler ſind verpflichtet, an jedem Montag die in der vor
hergehenden Woche belieferten Marken gleichzeitig mit der üblichen
Wochenmldung an die Ortskfohlenſtelle abzugeben.

4. Dieſe Bekanntmachung gilt als Ergänzung unſerer Verordnung
vom 12. April und 24. Mai d. J. r unterliegen den
dort angeführten Strafen (Gefängnis bis zu 6 naten oder Geld
ſtrafe bis zu 1500 M).

Hall e den 27. November 1918. Der Magſſtral.

Bekanntmachung.
Die Ausgabe der Zuckermarken für Dezember findet in der

Woche vom Montag, dem 2., bis Sonnabend, dem 7. Dezbr. 1918 zu
gleich mit der Ausgabe der Brotmarken in den ſtädtiſchen Markenaus

beſtellen ſtatt.4 Halle, den 29. November 1918. Der Magſſtral.

Bekanntmachung betr. Kohlenverſorgung
für gewerbliche Verbraucher von mehr als

10 to im Monat.
Gewerbliche Betriebe, die mehr als 10 Tonnen Kohlen moneikich

br in de it 1. bis 5. Dezember d.Seden r r hat z den vorheſcheitbenen

Für die im Stadtkreis Halle wohnhaften Verbraucher ſind die
Meldekarten in der Ortskohlenſtelle, Marktplatz 22, Zimmer Nr. 3, vor
un 836 bis 1234 Uhr abzuholen.

Preis beträgt 25 Pf. für ein Heft zu 4 Karten und 5 Pf. für
eine Einzelkarte.

Halle, den 25. November 1918. Die Ortskohlenſtele.

Bekanntmachung.
Jm Winter 1918,/19 kann Schnee und Eis koſtenlos g h

den auf
1. Kehrichtplatz an der Werderſtraße bei Diemitz,

Barbaraſtraße,

3. Wörm Straße,4. zu eher r Straße,
3 am Krz an der eldſtraße,

7. dem e ſtädt. Sandgrube am Goldberge.
Den Anweiſungen auf den Plätzen von der Polize

oder dem Magiſtrat aufgeſtellten Aufſeher iſt unbedingt zu ſolgen.
Halle, den 18. Oktober 10918. Die Polhzeiverwallung.
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